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über die am Nontag den 26.Juli 1926 im Neuen 
Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Saar- 
brücken stattgefundenen Sitzung des lIandesrates. 


-- 000 -- 


Der stellv. Vorsitzende Mitglied Scheuer 
(Z2)-St.Jngbert,eröffnet um 9 Uhr 45 Minuten die Sitzung. 


j SeitenS der Regierungskommission sind anwesend die 
erren: | 


Ministerialamtmann _Eg. Malke 
Regier.-Inspektor sartorius 


Oberregierungsrat Dr. He i m, als Staatskommissar; 
egierungsrät Steng 


als Fachreferenten; 


TEE TE TE ZELERCHE 


Von den Mitgliedern fehlen entschuldigt die Herren: 


Dr. Be SP)-Saarbrücken; Betz (SP)-Völklingen, 
Kiefer 7). aarbrücken; Eifler (KP)-Neunkirchen. 





Vorsitzender Scheuer: Da die beiden Herren Beisitzer fehlen, 
arf ich die Fraktion,die den ersten Beisitzer ge- 
stellt hat, bitten, einen Herrn als Beisitzer zu 
bestimmen. 


9" Prog 





- Durch Zuruf wird Herr Abg. Petri bestimnt.- 
Die Tagesordnung liegt Ihnen vor, welche lautet: 


y 


Tegesordnung 
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Begutachtung der Verordnungsentwürfe betr.: 


3 Erhöhung der Umsatzsteuer; 
2) Erhöhung der Stempelsteuern; 
3) Erhöhung der indirekten Steuern. 


Wir werden so verfahren,daß wir die 3 Steuervorlagen 
insgesamt behandeln. 

ER Als erster Redner hat der Herr Abg. Becker das 
ort. 
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Abg. Becker (Z): Meine Herren! Als wir Ende 1923 die großen 
Steuerreformpläne der BE ELSTONESSOHMIESIOR DETRLER ha- 
ben,glaubten wir und mußten glauben, daß wir in steuer- 
licher Beziehung bis zum Jahre 1935 für die Finanzen | 
des Saargebietes in genügender Weise gesorgt hätten.Wir | 
hatten die Entwertung des Franken berücksichtigt und die 
der Regierungskommission unterbreiteten Gegenvorschläge 
waren daher vielfach auf Goldbasis aufgebaut. Soweit 
das nicht der Fall war, hatten wir die Gegenwartsbesteue- 
Tung ın weitgehendstem Maße durchzuführen versucht. Die 
BEinkommensteuer,wie sie von uns verabschiedet war,wurde 
nicht mehr nach dem alten System erhoben, sondern es 
wurde das,für den Veranlagungszeitraum maßgebende Ein- 

ommen berücksichtigt. Wir haben damals der EeBL u rUUES- 
kommission fast alle und ’gewiß ausreichende Steuern be- 
willigt. Ich glaube, wir waren uns damals selbst nicht 
bewußt,welche Großtät der Landesrat mit dieser Steuer- 
reform vollbracht hat. Diese Tatsache kann man dann erst 
richtig einschätzen,wenn man zum Vergleich die anderen 
arlamente heranzieht,wenn man sieht, wie dort um jede | 
einzelne Steuer gefeilscht werden muß. Erst recht wird 4 
uns bewußt,welche Großtat der landesrat im Jahre 1923 
Be isret at,wenn wir die Tätigkeit des französischen 
arlaments zum Vergleich heranziehen. Nur unter ganz 
schweren Kämpfen werden dort die zur Aufrechterhaltung | 
des Haushaltes nötigen Steuern vom Perlament en 
In all den Jahren, insbesondere nach dieser 
Steuerreform hat die Regierungskomission vielerlei 
nach Genf berichtet,aber Herr Kault hat es unterlassen, 
dem Völkerbund von den Arbeiten des landesrates gebüh- 
rend Kenntnis zu geben. Man hätte auch berichten müssen, 
daß vieles, was der Landesrat als praktisch vorgeschla- 
gen hat, nicht Gesetz geworden ist. ‚Vielleicht hat man 
eshalb von dieser Arbeitsleistung des Landesrates so 
wenig Aufhebens gemacht. 
‚ Unsere Hoffnung, daß nun die Steuerreform von 
1923 einen Ausgleich schaffen sollte, ist nicht in Er- 
füllung BOBEnEen. Heute müssen wir zum vierten Wale 
Steuern beraten. Wir sind. in der gewiß nicht beneidens- 
werten lage,nunmehr an Steuem die auf den Kopf der Be- 
id ren im Verhältnis zum Einkommen bezahlt werden, 
einen Rekord aufzustellen. Ich glaube behaupten zu kön- 
nen, daß wir die größten und höchsten Steuem der Nelt 
bezahlen müssen. 


(Zurufe: Hört, hört !) 


Nemn Deutschland hohe Steuern aufbringen muß, so ist 
das ohne weiteres klar. In Deutschland werden durch d4S 
awesabkommen vom Volk große Lasten gefordert. Man kann 
aber auch :verstehen,wenn in Frankreich hohe Steuem be- 
zahlt werdeh müssen, einmal hat Frankreich eine große, 
Schuldenlast ‚andererseits unterhält es eine koStepisLERe 
Rüstung, führt Kolonialkriege,die viel Geld verschlingen. 
enn wir hier im Saargebiet trotz alledem, trotzdem wir 
eine Kriege führen,keine Schulden haben und auch kein 
awesabkommen haben, diese hohen Steuern tragen müssen, 
so müßte die Verwaltung unseres Saargebietes sehr nach- 
denklich gestimmt werden. 
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Ich habe nur eine Erklärung für diese hohe Steuerlast, 
das ist zunächst einmal die umständliche und viel zu gmB 
aufgezogene Verwaltung,andererseits ist es die latsache, 
daß unsere ArIREEREN GERT und die Vermögenswerte des 
Saargebietes nicht in der richtigen Weise verwaltet wer- 
den. Die Steuerlasten sind aber auch eine Folge der Fran- 
keninflation. Wir tragen an dieser Frankeninflation,ohne 

daß wir schuld daran sind,wir tragen aber auch daran,ohe 
daß wir gleichzeitig die Vorteile,die sonst ein Volk im- 
merhin noch aus einer Inflation zıehen kann, genießen. Die- 
se Vorteile beruhen zunächst in der Notenpresse. Dann 
wird durch die Inflation auch die innere Schuld verminder t 
und herabgedrückt. Alle die vielen Opfer werden bei uns 
gebracht,ohne daß uns diese Vort:ile zugute kommen. Wir 
werden in vollständig einseitiger Neise durch die Infla- 
tion berührt und nur zu unserem Schaden,während die gewiß 
zweifelhaften Vorteile Frankreich allein zugute kommen. 
Bei einer derartig starken und Schnellen Inflation, bei 
einer schnellen Entwertung wie wir sie im laufe der letz- 
ten Jahre erlebt haben, ist keine Steuer hoch genug,es 
sei denn,daß sie in Gold erhoben wird. Das ist aber in 
den meisten Fällen nicht möglich,weil gerade durch die 
Inflation die Höhe des Einkommens so herabgedrückt wird, 
daß Goldsteuern unerträglich werden müssen. Ich habe es 
eben Schon ausgeführt ‚während der Zeit der Inflation 
pflegt ein Staat von den Erträgnissen seiner Notenpresse 
zu leben, und das können wir eben nicht. 

Als wir im April hier standen und zu den letz- 
ten Steuervorlagen Stellung nehmen mußten, haben wir der 
Regierungskommission geraten, ebenfalls hier eine, Noten- 
presse aufzustellen und gleichfalls Noten zu drucken, um 
auf diese Weise wenigstens uns die Vorteile der Inflation 
zuzuführen. Man hat gerade diese Ausführungen In franzö- 
sischen Zeitungen stark kritisiert. Man hat sıe als einen 

ngriff auf Frankreich hinzustellen versucht. Bei geringen 
Nachdenken hätte man jedoch feststellen können daß das 
Saargebiet nicht nur einseitig die Folgen der Inflation 
auf Sich nehmen kann. Das muß zu Zuständen führen ,dab 
unser Industriegebiet ausgepowert wird und vollständig 


verarmt. 

Shan Meine Fraktion hat in vielen Eingaben und von 
dieser Stelle aus die Regierungskommission erBuchh ‚S1BR.. 
ommission einzusetzen,welche Mittel und Wege suchen soll, 
as Saargebiet vor den Folgen der Inflation ZU schützen. 
Die Resierungskommission ist bisher vollständig und ın 
jeder Weise untätig geblieben. Zum ersten Male a 


Suyaog ayasıydmsbousys WO7>n4g4DoS H 7 


PEE 


S!' 


eine Außerung der Kegierungskommission unter dem 19.ds. | 
Mts. erhalten. Da schreibt sie in einer Antwort an nie u 
Kommission des Landesrates,das Währungsproblem sel TeSen- | 
stand besonderer Aufmerksamkeit und die Interessen pe? R | 
saarländischen Wirtschaft dürften nicht unbericksich 15 I 
ErJaesen werden; eine Anderung der Währung seı aber für 
ie searländische Wirtschaft von katastrophaler Bedeutung. M 
Insbesondere führt die Regierungskommission als Feweis an, | 
aß die Arbeitslosenziffer im Saargebiet nur 1,6 %, in 
eutschland dagegen 18 - 30 % betrage. In England habe 
sie vor dem Streik 9,2 % betragen. Die Meinungen über 
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Zweckmäßigkeit einer Währungsänderung seien in der saar- 
ländischen Wirtschaft sehr geteilt. 


Ich weiß nicht, welche Kreise der saarländischen 
Wirtschaft die negie rungskommission hier im Auge hat. Ich 
befürchte, sie hat mur an die Grubenverwaltung gedacht! 


(Zurufe: Sehr richtig!) 


Die andere saarländische Wirtschaft,- das kann ich behaup- 
ten- ist anderer Meinung. Ich möchte der Regierungskomnis- 
sıon vorschlagen, daß sie die Meinung der französischen 
Grubenverwaltung nur soweit berücksichtigt ‚wie sie Steuern 
bezahlt und das sind 7 - 9 %. Demgemäß dürfte die Meinung 
der Grubenverwaltung nicht maßgebend sein. Ich habe die 
gelegenheit wahrgenommen mit weiten Kreisen der saarlän- 
dischen Wirtschaft über die Angelegenheit zu Sprechen. 

Es gibt aber dort nur eine Meinung und das ist die: 


"Wir haben die Inflation erkannt und wir wissen, 
wo sıe hinführen muß. Je länger die Inflation 
dauert,desto sicherer tritt später die Stabi- 
lisierungskrise ein,desto schärfer und größer 
wırd dieselbe sein und die Zahl der Arbeits- 
losen wird entsprechend steigen." 


Man sagt aber auch, daß das Saargebiet keine zweite In- 
flation mehr ertragen könne. Die pi Ep erung müsse 

sobald wie möglich kommen,selbst wenn sie nur durch eine 
Anderung der Mährung möglıch ist." 
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Eine vorzeitige a Limssrung vielleicht durch 
eine Nährungsumstellung, bedingt natürlich einen Schutz 
vor einem en das von Frankreich betrieben wird. 
Diese Frage muß der Völkerbund lösen. Wenn die Hegierungs- 
kommission dem Völkerbund die unhaltbaren Verhältnisse 
darlegt,muß sich der Völkerbund damit beschäftigen. Ich 
erinnere daran, daß der Völkerbund nach Österreich und 


Ungarn Kommissare geschickt hat,um die Währung zu sanie- 
ren. 


(Zurufe: Auch nach Danzig !) 


W PWoZ 


Nach Danzig aus anderen Gründen! Wenn der Völkerbund in 

Osterreich und Ungarn Maßnahmen ergreift,muß er es erst 

recht im Saargebiet tun, wo die latios in der kras- 

sesten Weise wütet. Gerade ar Völkerbund hat die Nög- 
n 


Tg 


lichkeiten dazu. Er kann de 19 der Völkerbundssatzungen 
anwenden, nachdem 


" unhaltbare Zustände vor den Völkerbund gebracht | 
und ihre Abhilfe beschlossen werden kann. ' 


Wir müssen also von der Regierungskommission forderm,daß 

sie die betreffende Kommission zusammenruft und dem Völ- 

 kerbund über die unhaltbar gewordene lage Bericht erstat- 
tet. Das ist das Erste,was wir verlangen müssen. Das 


zweite 
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zweite ist,daß die a re eine vereinfachte 
Verwaltung erstrebt. In allen Ministerien muß gründlich 
abgebaut werden. Obergericht und landgericht müssen zusan- 
men unter eine Verwal DE gestellt werden. Eine besondere 
a wererm tung Szübrie sich dann. Die Verwaltung der 
Saarbahnen und die Eisenbahndirektion kann in eine Hand 
gelegt werden und so noch manches mehr. | 

Als Drittes muß gefordert werden,daß die Gelder 
der Regierungskommission,die im RaLDeSTe® verfügbar sind, 
so angelegt werden daß durch eine Inflation keine Verluste 
entstehen können. Auf eine Anfrage hat die Regierungskon- 
mission mitgeteilt, : 


daß die Gelder im Saargebiet investiert seien 
und daß infolgedessen eine Goldklausel die im 
Saargebiet disponiblen Kredite verkleinern würde, 


Ich bezweifle, daß alle Gelder der Erna non 
im Saargebiet investiert sind. Es wird sehr häufig be- 
mängelt, daß sie nicht allen Bevölkerungskreisen gleich- 
mäßig zufließen, während die Verluste,die durch die nicht 
wertbeständige Anlage entstehen,in Form von Steuern von 
der ganzen Bevölkerung BE ERERR werden müssen. 
Nun noch ein Viertes. In den Ausführungen ‚die 
ich am 12.April ds.Js. gemacht habe, habe ich schon da- 
raufhingewiesen,daß Jie. Regierungskommission die ihr zu- 
stehenden Einnahmen nicht in genügender Neise erfaßt hat, 
insbesondere nicht die Einnahmen der französischen Bere“ 
erarisek ergehen Aus den Mitteilungen,die dem Landesrat 
zugegangen sind, erfahren wir, daß das Steuerabkommen mit 
der Bergwerksverwaltung immer noch nicht gekündigt ist. 
Nach Angabe der negierungskommission wird diese rag® 
Bee noch geprüft. Die Regierungskommission schreibt da- 
ruder: 


"Die Prüfung der Totalbelastung der Bergverwaltung, 
verglichen mit ihren Einnahmen, muß erst noch er- 
geben,ob prozentual diese Belastung geringer 

oder größer ist, als diejenige der Anderen 
Steuerpflichtigen. " 


Ich glaube, es ist gut, wenn wir noch einmal auf_den Ver- 
sailler Vertrag verweisen. Diese Auffassung der, Hegierüungs- 
kommission findet im Versailler Vertrag keine Stütze.Denn 
im Versailler Vertrag $ 13 steht,daß eine Ana tee Tune 
nicht nach dem Einkommen vorgenommen werden Soll,sondern 
nach dem Vermögen. Also sind derartige Feststellungen der 
Regierungskommission vollständig überflüäsig,und man kann 
ohne weiteres sagen, wenn die Regierungskommission dieses 
Verfahren anwendet, wird sie nicht nach dem Wortlaut des 
Versailler EELTEBEB verfahren. Daß sie bisher danach ver- 
fahren hat, ergibt sich daraus, daß in dem Abkommen das. 
erüchtigte Verfahren angewendet werden konnte das Arbeits- 
einkommen der »aarbevölker zu Vermögen umzufirısiıeren, 
um auf diese Weise den Anbert des Vermögens des französı- 
Schen Staates niedriger erscheinen zu lassen. Die Hegie- 
En 80 100 darf mit der Kündig 28 dieses Abkommens 
nicht mehr länger zögern. Wenn der N 3 des Versailler 


Vertrages 
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Vertrages BOREmERSe> wird, muß die SER DSRER EIG EIER ei- 
Dan De eutend höheren Betrag zum Saargebietshaushalt 
eisten. 

Die Erhebungskosten der französischen Zölle 
haben 35 % betragen. Ich habe damals gesaet gaß die 
deutsche a Me han etwa 10 bis 12 % Irhebungs- 
kosten hat. Unter den Zöllen,wenigstens wie sie im letz- 
ten Haushalt von der Regierungskommission angegeben wor- 
den sind, sind gleichzeitig die Einfuhrunsatzsteugr,die 
Iuxus-Umsatzsteuer und die Steuer für Mineralöle Ole 
und Kolonialwaren aufgeführt. Es liegt die Vermutung 
nahe, daß diese Erhebungskosten auch auf die Steuern, 
‚die den Saargebiet gehören,umgerechnet sind. Nenn man 
also die Umsatz-und Luxussteuer und die anderen von der 
2 Ye erhobenen Steuern an den Zöllen abziehen 
würde, würde der Betrag der Erhebungskosten wahrschein- 
lich noch bedeutend höher sein. Wenn man auch sagt,da 
die ungünstige Grenze im Saargebiet und die dichte Be- 
völke an den großen Erhebungskosten schuld ist,so 
hat man doch für einen GRNEEVLER Brhebungskosten-Betrag 
keine Erklärung, Ich fürchte aber, daß der Finanzminister 
im Saargebiet, das französische Mitglied der Kegierungs- 
kommission,nicht genügend Energie aufbringen wird,den 
französischen Staat zu einer gerechten un anständigen 
Herabsetzung der Erhebungskosten zu veranlassen, | 

‚Wenn aufgrund unserer Anregungen vom April ent- 
sprechende Schritte unternommen worden wären, So wären 
die heutigen Steuern auch trotz der starken Inflation 
noch nicht nötig geworden. 

In meinen Ausführungen vom April habe ich schon 
auf die großen Reserven hingewiesen, die der a I 
kommission zur Verfügung stehen. Ich habe sie auf 60 bis 
80 Millionen Franken errechnet. Von anderer Seite ist 
uns die Mitteilung geworden,daß sie noch höher sein sol- 
len. Diese Summen stehen der Regierungskommission noch 
zur Verfügung. Sie sind früher angesammelt worden für 
einen Pensionsfonds der Beamten. Durch das Baden-Badener 
bkommen ist dieser Pensionsfonds überflüssig geworden. 
Dieser Betrag könnte zum Ausgleich des Etats verwendet 
werden. Er könnte auch zur Erhöhung der Beamtengehälter 
und Arbeiterlöhne verwendet werden. | 
Wir lehnen daher alle drei Steuervorlagen &8- 
schlossen ab. Wir lehnen sie ab,zunächst aus dem Grunde, 
weil jede neue Steuer, die wir bewilligen, : ist, 
die Inflation im Saargebiet zu verlängern. ch brauche 
nicht zu betonen ,daß es unbedingt notwendig ist,uns &us 
der Frankeninflation zu retten. Eu 
In Frankreich:ist ein neues Ministerium aufge- 
taucht. Man hofft, daß Poincare die Stabilisierung des 
Franken glücken wird. Früher habe ich schon ausgeführt, 
daß die Franken-Stabilisation in erster Linie eins . 
Frage des Ausgleichs des Staatshaushalts ist. Frankreichs 
Staatshaushalt kann und wird nicht balancieren, solange 
man 800 Tausend Mann Militär auf den Beinen hält und So- 
lange Rheinland und SaRInenist besetzt sind. Foincare 
ist bekannt als Sieger ü 
und Ruhrbevälkerung. Ob er aber Sieger über sich selbs 
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sein wırd und die Kraft aufbringen wird, um die Rüstungen 
Frankreichs mit den Staatsfinanzen in Einklang zu 
bringen,müssen wir bezweifeln. Ohne Abrüstung-keine Sta- 
bilisierung oder gerade wegen Poincare müssen wir eine 
weitere Inflation befürchten. 

EB Wir lehnen aber auch die Steuern ab, weil wir 
nicht genügend Übersicht über das Finanzgebaren der 
Regierungskommission haben. Wie früher schon ausgeführt 
worden ist, haben wir einen gesetzlichen Anspruch auf 
Vorlage des Etats und zwar eines Etats, der die tatsäch- 
lichen Einnahmen und die tatsächlichen Ausgaben enthält. 
Einen solchen Etat haben wir bis heute noch nicht zu 
Gesicht bekommen, Es wäre NE den Etat in Gold- 
währung aufzustellen, da bei der Inflation die Franken- 
zahlen ja gar keine Vergleichsmöglichkeiten mehr bieten. 

. 0... Mir lehnen die Steuer ab; weil im Jahre 1925 
die indirekten Steuern trotz unserer na dr AR eführt 
worden sind,obschon sie, wie es sich nachträglich heraus- 
gestellt hat ‚gamicht notwendig waren. Daß diese Steuern 
überflüssig wären eek sich schon daraus,daß im Haus- 
halt des Jahres 1926 bei der ag; > Terre Ark ma A 
Fe, ein Überschuß aus früheren Jahren,die. Summe von 

43 767 336.-Franken ausgewiesen wird. Ein Überschuß kann 
aber nur entstehen, wenn zuviel Steuern erhoben worden 
sind. Wir haben also gar keine Gewißheit darüber,ob die 
heute verlangten Steuern überhaupt gebraucht werden oder 
ob Sie nur auf einen Druck von Frankreich eingeführt wer- 
den sollen. Man befürchtet in Frankreich, daß es uns im 
saargebiet eine Kleinigkeit besser gehen könnte,obwohl 
wır heute auf den Kopf der Bevölkerung mehr Steuern _be- 
zahlen wie in Frankreich. Wir haben höhere direkte Steu- 
ern, und andererseits ist die Erfassung der Steuer bei 
uns viel schärfer wie in Frankreich,woselbst man im Wege 

es Vergleichs viel Steuern Karen kann. 

Die Umsatzsteuer lehnen wir ab,weil sie eine 
außerordentliche Belastung des Konsums bedeutet. Es muß 
berücksichtigt werden, daß in den meisten Fällen ein 
mehrmaliger Umsatz erfolgen muß,bis die Ware oder das 

etr. BranE an den Verbraucher gelangt. Der Ver- 
braucher muß daher 3 bis 6 % Umsatzsteuer bezahlen,dazu 
kommen bei den zollpflichtigen Waren noch die Zölle und 
außerdem noch 2 Prozent Einfuhr-Umsatzsteuer. Wir haben 
auch an dieser Stelle schon gefordert,daß die Einfuhr- 
Umsatzsteuer möglichst bald abgeschafft wird. Diese Bin- 

uhrumsatzsteuer ist ungesetzlich und diese Ungesetzlich- 
keit ist durch ein Urteil eines hiesigen Gerichtes aus- 
gesprochen worden. Die Regierungskommission hat sich r 
noch nicht zu einer Entscheidung aufger®fft. Auf eine An- 
frage hin, hat uns die Regierungskommission mıtgeteilt, 
daß die Umsatzbesteuerung der Nebenbetriebe der franzö- 
Sischen Bergwerksverwaltung von ihr Pr, würde und 
daß die Steuerpflicht der %ooperative Militeire Gegen- 
Stand eines Schriftwechsels sei. Mit anderen Worten 

eißt das," von diesen Einrichtungen ist bisher keine 
Steuer bezahlt worden." Denn wenn jetzt erst geprüft 
wırd und man schreibt jetzt erst darüber,wird natürlich 
keine Steuer bezahlt worden sein. Es ist das eine außer- 
ordentliche ungerechte Bevorzugung,die wieder die 


SIYN49T ayasıyda,Dousss 2720494005 4 7 . 






N PWOoS 


Cy 


> 
In 









IwW % 
Er 8 — 


die mittelstandsfeindliche Einstellung eines Teiles der 
Regierungskommission beweist. Denn die Nebenbetriebe der 
Bergwerksverwaltung beschränken sich heute nicht mehr 
auf den Ausschank von Kaffee ‚sondern sie verkaufen in 
Brouen Maßstab alle Gegenstände des täglichen Bedarfs. 
on einigen dieser sogenannten Kaffseceküchen wurde sogar 
die Bezahlung der Bier-und Neinsteuer verweigert. Es ist 
t, daß die ak 2 Verne ee en in ihrer Antwort an die 
ommission des Landesrates ausdrücklich festgestellt hat, 
aß die Steuer für Wein und Bier auch für diese Kaffee- 
küchen besteht. \ 
h Die Wooperative Militsire versorgt ebenfalls | 
eine große Anzahl Zivilpersonen. Ich weiß nicht,warum 
man 6 Jahre gebraucht hät,um heute erst einen Schrift- 
wechsel einzuleiten,daß dıese (ooperative Umsatzsteuer 
und Gewerbesteuer zahlen müssen. ER 
„Andere Steuerpflichtigen, die ihre Umsatzsteu- 
er nur einige Tage zu spät bezahlen,werden durch erheb- 
liche Zusatzbeträge bestraft. | r 
er Herf Finahzminister hat in seiner Begründung 
angegeben, daß die Umsatzsteuer tragbar erscheint. Nach 
unserer Ansicht ist die Steuer auf keinen Fall tragbar. 
Es ist daher eine Frage für uns, ob ein Finanzminister, 
der solche Ansichten äußert,der einfach eine »teuer kur- 
zerhand als tragbar bezeichnet, für uns noch tragbar sein 
ann. Wir müssen Frankreich da um die Leichtigkeit benei- 
den, mit der es seine Finanzminister auswechseln kann, 
sobald sie ihm nicht mehr tragbar erscheinen. _ : 
Die Regierungskomission hat femer eine Erhö- 
hung der Stempelsteuer vorgeschlagen. Gerade bei dieser 
teuervorlage finden wir .besonders viele Ungerechtigkeiten. 
Es wird eine Devisensteuer verlangt. Also auch derjenige 
Teil der Bevölkerung,der zufällig nicht das Glück hatte, 
Frankenkredite zu erhalten,und der sich mit Devisenkre- 
diten begnügen muß und der diese gefährlichen und gewi 
in der heutigen Lage verlustbringenden Deyisenkredite 
wieder _abstoßen will,muß Devisensteuer bezahlen, um 
seine Schuld abtragen zu können. Auch der Beamte, der 
Arbeiter und jeder andere, der seine Verwandten im Reich 
besucht und für diesen Zweck ein paar Reichsmark kaufen 
muß,soll erst Devisensteuer bezahlen,damit die Kosten der 
Reise noch teurer werden. Auch diejenigen,die Schulgeld 
nach Deutschland schicken müssen,häben Devisensteuer zu 
ezahlen. Auch die Besteuerung der Haben-Zinsen bei den 
Banken soll auf 6 % erhöht werden. Wir leiden allgemein 
unter zu hohen Zinssätzen. Der Zinssatz würde durch die- 
se Besteuerung der Habenzinsen wieder um 1/2 Prozent. 
steigen. Da die Zinsen heute in den meisten Fällen mit 
über 10 - 15 % hoch genug sind,müssen wir diese neue 
Belastung auch als zu hoch erklären. | $ 
Auch die Steuer für schwere Mineralöle ‚also 
die Benzolsteuer,lehnen wir aus den gleichen, grun sätz- 
ichen Bedenken ab, weil das Saargebiet zur Zeit keine 
neue Steuer tragen kann und weil wir die Notwendigkeit 
neuer Steuern einfach nicht einsehen können. 
a Sobald die Kegierungskommission für stabile ' 
Währungsverhältnisse gesorgt hat,stehen wir ihr zur | 
ratung eines Steuersystems gerne zur Verfüguns. 'M 


Wenn 





En uspmguoos 47 


4 


I“ 


nr — = .— 


n_> 
En 





gr 


Wenn die Regierungskommission alsdann unseren Anre en 
folgen wird, wird sie Mittel genug erhalten,um die Gehäl- 
ter der Deamten und die Löhne der Arbeiter zu erhöhen. Es 
- 18t uns mitgeteilt worden, daß einer Deputation der Bean- 
tenschaft seitens der Kegierungskommission erklärt worden 
sei, daß eine are er der Beamtengehälter a sei 
von den heutigen Beschlüssen des Iandesrates. Nachdem die 
Regierungskommission in früheren Fällen selbstherrlich die 
Beamtengehälter festgesetzt hat,insbesondere in der Zeit, 
als diese Gehälter in Franken bezahlt und damit der Ein- 
ührung des Franken im Saargebiet Vorschub geleistet wurde, 
müssen wir uns über den Versuch der ag Se skommission 
wundern, auf einmal den landesrat zum Sündenbock zu sten- 


peln. i | 
‚.... Demgegenüber können wir erklären, daß wir eine 
sofortige angemessene Erhöhung der Löhne und Gehälter nicht 
nur wünschen, sondern auch fordem, denn eine schlechtbe- 
zahlte Beamtenschaft bildet_eine Gefahr für das Gemeinwe- 
sen. Wir wünschen, daß die Regierungskommission alle Bezü- 
e für Invaliden-und Unfall-Rentner,Witwen und Weisen er- 
öht. Hier zu wi ist Pflicht ‚jeder RpeTung. vor 
allem aber Pflicht der RegierungskomniSsion,die die hohen 
Ideale des Völkerbundes vertreten soll. | 
Vor einigen Tagen hat sich meine Fraktion an 
die Negisrungskommissign gewandt, daß sie auf den franzö- 
Sischen Staat und die französischen Nirtschaftskreise ein- 
wirken Rue damit diese eine wertbeständige Bezahlung ih- 
rer Angestellten und Arbeiter durch schnelle Anpassung an 
1e leuerung durchführen möchten. Ich unterstreiche noch- 
mals den Wunsch,denn dadurch kann der Übergang zu einer 
tabilisierung erleichtert und vereinfacht werden. Ich be- 
tone dabei, daß jeder Tag,der uns der Stabilisation näher 
bringt, insbesondere aber jeder Tag, um den das Saargebiet 
eher mit Deutschland,seinem natürlichen Wirtschaftsgebiet, 
wieder vereinigt wird, als 1935,einen großen materiellen 
Gewinn für uns bedeutet. I 
Wir wünschen,daß die Regierungskommission 
Sich des Emstes der augenblicklichen Lage bewußt werden 
möge. Möge sie sich die Verhältnisse nicht über den Kopf 
wachsen lassen und möge sie endlich aus ihrer Untätigkeit 
eraustreten,denn unsere Wirtschaft bedarf nicht neuer 
teuern,sondern einer ruhigen Entwicklung auf gesunder 
Grundlage. | 
Zu den 3 Steuervorlagen gibt die Zentruns- 
fraktion folgendes Gutachten ab: 
r ‚ Die Zentrunsfraktion des landesrates 
lehnt die ihr zugegangenen Verordnungsentwürfe 
betr. die Erhöhung der Umsatzsteuer, Erhöhung 
ag Stempelsteuem und der indirekten Steuern 
ab. 


Sie ist an Hand der ihr vorgele ten 
Haushaltzahlen nicht in der ni zustellen, 
ob diese Steuern für den Bedarf zur Deckung 
des Haushaltes des Saargebietes unbedingt not- 
wendig sind. Sie ist der Meinung, _daß diese - 

teuern zum großen Teile für das »aargebiet 
auch nicht tragbar erscheinen. Sie fordert 
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von der Regierungskommission die Vorlage 
eines sorgfältig aufgestellten Etats, in den 
die tatsächlichen Einnahmen und Ausgaben auf- 
geführt sind. Ferner fordert sie die Regie-. 
rungskommission nochmals dringend auf,für die 
Stabilisierung der gesetzlichen Währung Sorge 
zu tragen und falls diese nicht erreichbar 
ist Schritte zu tun, durch die das Saargebiet 
. wieder eine stabile Währung erhält. Am besten 
Bereich! das durch Se der 
ichsmark unter a ee Wiede ranglie- 
derung an das deutsche Wirtschaftsgebiet. 
Die nach dem Versailler BrEraR nach 
im Wege stehenden Hindernisse wor? die Hegie- 
Fung® ommission mit Hilfe des Völkerbundes 
bald beseitigen. 


(Bravo- Rufe !) 
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Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abg. Hoffmann ! 


Abg. Hoffmann (SP): Meine Herren! Mein Herr Vorredner hat be- 
reits daraufhingewiesen,daß der „andesrat 1923 eine 
Großtat begangen hätte,ıindem er damais die Steuerror- 
1age der ad ee ee een so verabschiedet habe. 

ch stelle dazu fest,daß damit mein Herr Vorredner aus- 
drücklich dokumentiert hat,daß die damals von uns ge- 
stellten Anträge ohne weiteres hätten berücksichtist | 
werden können,und daß die Agitation,die seit dieser | 
Zeit gegen unsere Partei in die liege geleitet worden 
ist,sich durch die Ausführungen meines Herrn Vorred- 
ners von selbst erledigt hat. | 


Zu der Vorlage habe ich im Auftrage meiner | 
Fraktion daraufhingewiesen, daß wir erst im Mai dieses 
ahres eine wesentliahe Erhöhung der Umsatzsteuer vor- 
genommen haben,d.h.. der landesrat hatte sie nicht vor- | 
ee mande in die Regierungskommission hat sie ein- 4 
ach ohne die Zustimmung des Landesrates durchgeführt. | 
Diese Erhöhung trat am T.Nai ds.Js. ein, und zwar von 


ES: g221,9 rozent. Jetzt soll die Steuer von 1,3 auf 
1,6 Prözent erhöht werden. Wie ich gehört hebe ‚wird 
die’ Erhöhung auch durchgeführt, und zwar durchgefühft 


ab 1.August. Nun hat es nach meinem Vafürhalten prak- 
tisch keinen Zweck,daß man überhaupt den Landesrat noch 
efragt,wenn man schon vorher sich klipp unc klar über 
die Einführung einer Vorlage ist. 


Ich betone ausdrücklich,daß meine Partei 
überhaupt gegen die Umsatzbesteuerung ist und daß je- 
denfalls ihre endenz dahin geht, daB die Lmsatzsteuer 
abgebaut bezw. aber ganz aufgehoben wird. Die Hegierun 
bringt diese Umsatzsteuer-Vorlage,trotzdem sie weib,da 
dieselbe sich wieder sehr stark auswirken wira,und zwar 
auswirken wird bei der gesamten Bevölkerung,da dieselbe 
ia die Naren,die sie zu kaufen hat,teurer bezahlen muß. 
ohl sagt die Regierungskommission in ihrer Ssgründung, 
daß sehr viele le bensnotwendiße Bederfsartikel umsatz- 

‚steuerfrei sein würden, u.a. Nehl,Milch und Gefrier- 
fleisch. Ich muß daraufhinweisen, daß die »aarbevölke- 
rung noch sonstige lebensnotwendige Bedarfsgegensvände 
hat. Die ganzen Produkte,die man als Kolonialwaren be- 
zeichnet ‚unterliegen der Umsatzsteuer,ebenso die Klei- 
dungsstücke. Auch das andere Fleisch,Sie wissen alle, 
daß man im Saargebiet nicht immer Cefrierfleisch essen 
will,sondern daß auch die Arbeiterschaft für sich in 
nspruch nimmt,frisches Fleisch zu genießen. Die De- 
lastung wird also einmal wieder auf die Verbraucher ab- 
ewälzt. Sie tritt sehr stark in Erscheinung;dern nech 
en det sie des Schutzvereins für Jandel und Gewerbe 
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beträgt sie jetzt 3,6 - 6 Prozent und wird, wenn dıe 
neue Vorlage’ Gesetz wird,sich auf 4,5 - 6,5 Frozen! 
erhöhen. 


Das ist eine ungeheuere Belastung,die sich be- 
gonders stark auswirkt,weil die Umsätzsteusr Tür eınen 
egenstand öfters bezahlt werden muß. Die .lehrei,nnänmen, 
die die Regierungskommission errechnet,beträgt peı Ger 
Umsatzsteuer 12 Millionen Franken; bei DTEmpELEUEUGER 
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5,9 Millionen; aus der Benzolsteuer 2,6 Millionen ;aus der 
Senzinsteuer 750 000.- insgesamt 21,25 Millionen Franken. 
Die Denzin-und Bengolsteuer wird damit begründet,daß in 
Frankreich und im »aargebiet infolge des gemeinsamen Zoll- 
ebietes die Preise einheitlich sein müßten und aufgrund 
essen könnte die Steuer eingeführt werden. Die Regierungs- 
kommission vergißt dabei natürlich,daß man die Eintwertung 
des französischen Franken im Saargebiet viel eher ver- 
part als in Frankreich. Die Preise erhöhen sich hier viel 
her,wie es in Frankreich der Fall ist. Bedarfsgegenstände, 
ie ım Saargebiet nicht so stark besteuert sind,werden, 
trotzdem dieselben Preise haben als in Frankreich weil 
man erstens wertbeständige Kredite nehmen muß,zweitens 
die Folgen der Inflation hinzukommen ‚und drittens sehr 
viele Waren aus dem SERORRISEIER Deutschland bezogen wer- 
den. Wir haben also die Tatsache zu verzeichnen,daß die 
Ba sich bei uns viel eher auswirkt als in 
Frankreich. 
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Stempelsteuervorlage 


ist zu Kegen,onß unsere Partei nicht zustimmen kann,weil 
sie die we: nicht gewonnen hat, daß die Kegıerungs- 
kommission die Mehreinnahmen braucht. Wir lehnen die Vor- 
lage auch deshalb ab, weil man uns nicht den Ist-Etat vor- 
gelegt hat und uns über das Geschäftsgebaren der Regie- 
rungskommission im Unklaren läßt und uns bei der Bezahlung 
der Beamten und Angestellten nicht hört. Es wäre wirklich 
notwendig,daß man den landesrat in dieser Frage hört. Wenn 
der Landesrat einen Einfluß auf das Geschäftsgebaren hät- 
te,wäre er sich seiner Verantwortung bewußt und würde die 
Steuern bewilligen,die die Regierungskomission gebraucht. 
Ich werde später noch darauf zurückkommen. Die PERDRUNE 
der Stempelsteuer ist von der Regierungskommission geplant. 
Man will diese Steuern um 150 % erhöhen. Diese Erhöhung 
ist BeBIRDLE voressehen iedoch muß ich das eine den Ver- 
tretern der egierung erklären,da ‚ wenn eine Erhöhung 
notwendig wäre ‚auch die Wert-und Befreiungsgrenze erhöht 
werden müßte. Man hätte die Befreiungsgrenze unbedingt 
erhöhen müssen,man kann aber sehen,daß die hegierungskon- 
mission die Befreiungs-und Wertgrenze auf den alten Sätzen 
stehen läßt. Es Bu: nicht an,daß so die Vorlage durchge- 
führt wird,denn dann müßte zuerst das Vergessene nachge- 
holt werden,damit die Freigrenze der Entwertung ent- 
sprechend erhöht wird. | 


| Meine Herren! Dann sieht die Vorlage vor,daß 
die prozentualen Besteuerungen auch erhöht werdem Sollen. 

ine solche Erhöhung kann nicht begründet werden, I 
diese erhöht sich von selbst. Wenn eine Inflation Kommt, 
erhöht sich das Wertobjekt . Die Erhöhung, wie sie die 
Vorlage vorsieht,ist keine Anpassung der Entwertung, son- 
dern eine Erhöhung gegenüber dem bisherigen Zustand. 


Nehmen Sie einmal an, die Vorlage sieht vor, 
daß bei einem Ehevertrag,den meinetwegen eine Arbeiter- 
familie macht,die Stempelsteuer von 1/2 auf 1 % vom 
tausend erhöht a Sie wissen ja,daß_ jeder kleine Mann, 
dera neben seinem Beruf noch etwas Landwirtschaft u. 2440 
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der einen Ehevertrag macht, ein Vermögen von 80_000.- 
Franken vielleicht noch etwas mehr hat. Dann soll also 
dieser Stempel KEmnppet« werden. Das ist natürlich eine 
ungeheuere llsßnahme ‚die sich draußen bei den armen leuten 
sehr stark auswirken wird. Die Folge wird sein,daß kein 
Mensch mehr einen Vertrag macht,und nachher,wenn es Erb- 
streitigkeiten gibt,man nicht mehr aus noch ein weiß. 
Also da habe ich besonders starke Bedenken,daß man diese 
re Steuern erhöht. Denn durch die bereits jetzt 
estehende ARE DR SAUNE Er sich diese Steuer an die Ent- 
wertung an. Dann weist die hegierungskomission darauf 
hin,daß man verschiedene Bestimmungen aus dem preußischen 
Stempelsteuergesetz übemehmen müsse u.a.den Vollmachts- 
stempel. Meine Herren! Wenn man wirklich etwas aus dem 
preußischen Gesetz übernehmen will,dann soll man es doch 
gen übernehmen,dann sollen auch die Befreiungsvorschrif- 
‚ten,die dieses Gesetz aufweist,mit übernommen werden. 
Es hat keinen Zweck,daß man einfach die Bestimmungen über - 
nimmt,ohne die Befreiungsvorschriften mit zu übernehmen. 
Dagegen muß unsere Fartei ganz energisch Verwahrung ein- 
legen,daß man ein Gesetz zusammensetzt aus 6 - 7 anderen 
Gesetzen. Dadurch wird die bestehende Rechtsunsicherheit 
noch vergrößert. Es wäre er notwendig,daß man die 
Gesetzgebung reformieren würde. Und da wäre es am eın- 
fachsten,sie an die deutsche Gesetzgebung anzupassen und 
die ganze preußische Gesetzesstruktur im Saargebiet zur 
Anwendung zu zauesn. Das wäre das gepeene und wäre auch 
Damme Dadurch würde_das Steuergebaren und BARFRENN 
das Gesetzesgebaren der Regierungskommission wesentlic 
anders aussehen. Es könnten auch sehr viele Kräfte ge- 
spart werden,sehr viele Arbeitszeitvergeudung wäre damit 
beseitigt. | 
Wir betonen also,daß wir auch in der »tempel- 
steuervorlage erhebliche Bedenken haben in verschiedenen 
Fragen und daß wir die Auffassung vertreten, wenn man ım 
Saargebiet deutsche \Vesetze oder bestimmte Paragraphen 
der deutschen Gesetze übernimmt ,dann soll man auch die 
Courage haben und sagen, wir führen das ganze Gesetz ein, 
damit die Rechtsunsicherheit beseitigt wırd, 
eine Herren! Wenn wir uns über Steuervorlagen 
unterhalten,ist es Aufgabe des landesrates,als die Ver- 
tretung der Saarbevölkerung,zu prüfen,ob der Finanzbedarf 
er Regierungskommission diese neuen Steuern BeudSuer. 
ch glaube sagen zu sollen,daß nach meinem Dafürhalten 
der Finanzbedarf der sangen uni union vollauf gedeckt 
sein muß. Das hat bereits mein Herr Vorredner gesagt.Die 
Beratung führt in ihrer Begründung an,daß das nicht der 
Fall sei,im Gegenteil,sie Bee. ale muß unbedingt diese 
Steuern haben,um die dringen 20 mend.g> Erhöhung der 
Dee hdunesbezüge für die Beamten, Angestellten usw. vorzu- 
nehmen. »ie sagt dann u.a.: 
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" Bei der letzten Steuervorlage hat die Hegie- 
rungskommission der Beeehzung durch den Landes- 
rat in weitgehendem Maße Rechnung getragen,um den 
Wünschen der Bevölkerung entgegen zu kommen, und 4 
insbesondere auf dem Gebiete der indirekten Steuern | 
die ursprünglich vorgesehenen Sa tze erheblieh er- 
mäßiet. Infolgedessen sind die demals eingetretenen 
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Steuererhöhungen nicht ausreichend, um 
Gehaltserhöhungen in wünschenswertem 
Maße durchzuführen. Es ist ferner not- 
wendig,auch die Löhne der Staatsarbei- 
ter entsprechen zu erhöhen. Eine wei- 
tere geldliche Belastung erwächst der 
> skommission durch Naßnahmen 
auf dem Gebiete der Sozialversicherung, 
die in Erfüllung wiederholt laut gewor- 
dener Wünsche aus berufenen Kreisen 
der Bevölkerung durchgeführt werden 
soll. Um den Häushaltplan in»s Gleich- 
gewicht zu bringen,müssen unter beson- 
erer Berücksichtigung des Umstandes, 
daß ein Teil des Mehrbedarfs durch Tlarif- 
erhöhungen bei den Verkehrsverwaltungen 
Eisenbahn und Post) gedeckt werden 
kenn und daß femer gewisse Steuern 
. Mehreinnahmen een er dem Etatsvor- 
anschlag erwarten lassen SchätzungS” 
weise jährlich noch 21 Millionen urch 
Erschließung neuer Steuerquellen auf- 
gebracht werden. " 


Also die He engl seine sagt, d sie braucht das 
Geld. Ich stelle dazu fest, daß, im Haushalt über_die 
allgemeine Finanzkontrolle ein Überschuß aus 1925 ent- 
halten ist in Höhe von 483,7 Millionen ,während aus 1924 
und den früheren Jahren kein Überschuß mehr zu ver- 
zeichnen war. Der Überschuß aus 1923 ging 1924 drauf 
und im Jahre 1925 hat man 43,7 Millionen Überschuß ge- 
macht. Das bedeutet, daß man im Jahre 1924 durch das 
Steuergebaren der Kegierungskommission fast 44 Millionen 
herauswirtschaften konnte. Es ist daran zu ersehen daß 
die PaRFUnung der ee re, ist 
besonders deshalb,weil in diesem Etat wieder für dıe 
Erhöhung der Löhne und Gehälter gewisse Heserven eınas- 
setzt sind. Es sind da 20 Millionen für Erhöhungen der 
Gehälter und löhne,für andere Eingruppierungen von Se- 
amten 3,1 Millionen, für Reserve und usgleich 2,6 Mil- 
lionen,also über 25 Millionen. Diese en Summen 
stehen im Haushaltplan drin,welcher an 8.4.1926 in der 
DbZung der Regierungskomission verabschiedet wurde. 
Die letzte Gehaltserhöhung trat am 1.4.1926 in Kraft. 
Aufgrund dessen ist festzustellen, daß die Gehaltser- 
höhung schon durchgeführt war,ehe der Haushaltplan von 
der Regierungskommission verabschiedet gewesen ist. Diese 
Tatsache muß auch die Erkenntnis bei den Beamten hervor- 
rufen .daß Geld im ausgeglichenen Haushalt enthalten ist. 
25,7 Millionen Franken stehen also im Haushalt zur Ver- 
zugang der ELF Nm E20, Dazu stelle ich fest, 
daß dıe Arbei erlöhne bereits erhöht sind und dafür ja 
ariferhöhungen bei den Verkehrsverwa, Fungen 


auch die | | 
Burenee "ühr! wurden. Die a hat 
Gehaltserhöhung noch nicht durchgeführt,sie has am Sam - 
tar das Gehalt ausgezahlt nach den alten Sätzen,obwohl 
sie schon im Juli den Umrechnungsfaktor von 4,7 auf 5,3 
erhöht hat. Ich habe das Gefühl,als wolle die Regie rungs 
kommission die Beamten gegen den landesrat ausspielen, 


was wir ganz entschieden zurückweisen müssen. 
Zurufe 
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(Zurufe: Sehr richtig !) 


Wir betonen als Sozialdemokratische Partei,daß die Arbei- | 
ter,Angestellten und Beamten ein auskömmliches Dasein 
erhalten sollen und fordern, daß der Landesrat einen Ein- | 
fluß suf die Finanzgebarung erhält, Dann werden wir ent- 
sprechende Wünsche und Anträge einbringen und dafür sor- 
gen,daß für solche Ausgaben auch die Deckung da ist, 


Die Regierungskommission sagt, daß in der Sozial- | 

Be ra ohe Pung etwas getan werden müsse. Wenn sie hier et- 
was tun will, werden wir es begrüßen. Wir verlangen dies | 
schon seit Jahren und betonen ausdrücklich, daß die He- | 
a Su hier schon am etwas hätte tun | 

önnen. Man hat aber in der »ozia versicherung nichts ge- | 
tan und man hat auch hier das Gefühl,daß die Begründung 
der Regierungskommission abwegig ist,die nur darauf hi- 
nauszielt, die Bevölkerung gegeneinander auszuspielen. 
Wir verlangen Ausbau der Sozialversicherung und stellen 
fest, daß im Jahre 1925 5,3 Millionen SDRRaSTE, waren, 
das war bei dem derzeitigen Kurs IM =4, 1177 777.-N. 
Im Jahre 1926 sind 6 Millionen Franken eingsse hat 08 
ergibt bei einem Kurs 1 M = 7,-Franken = 857 142.-NMark. 
Man hat also auf der Goldmarkbasis die Ausgaben für cie 
Sozialversicherung wesentlich herabgesetzt und zwar 
320 635.-Nark weniger u im Jahre 1925, trotz- 
dem man im Jahre 1925 44 Nällionen Franken Überschuß hat 

e. Schon an dieser Darstellung kann man ersehen,daß der 
gute Wille der Kegierun skommission,für die Sozialver- 
Sicherung etwas zu tun, isjetzt gefehlt hatte, trotzdem 
sie die notwendigen Mittel in ihrem Haushalte selber hat- 
te. Wir verlangen,wie gesagt, auch in der Sozialversiche- 
rung das Reichsvorbild. EORGSIUREER in dieser Hinsichs 
sind öfters aufgestellt worden, Nir verlangen überhaupt, 
daß man in allen Gesetzen des Saargebietes sich soviel 
wie möglich an die Re ichsgesetzee bung anpaßt. Das sollte 
insbesondere auch in den Steuergesetzen geschehen. Nan 
sollte aber auch die deutgchen esitzsteuern übernehmen, 
dann wird sehr vieles im Saargebiet anders weraen. Jedoc 
kann ich dazu feststellen,daß die lasten, die die Saar- 
gebjetsbevülkerung zu tragen hat ‚fast untragbar geworden 
sind. Der Haushalt des Jahres 1993 schloß ab mit 196 
Millionen Franken,das waren damals llionen Gold- 
mark. Im Jahre 1924 schloß der Haushalt ab mit 189,3 
Millionen Franken,das waren damals beı Verabschiedung des 
Haushalts 47,1 Millionen Goldmark. Im Jahre 1925 w2es der 
Haushalt 224,3 Millionen Franken auf oder 49,8 Millionen 
Goldmark, im Jahre 1926 368,1 Millionen Franken oder 51,9 
Millionen Goldmark. Man sieht also,daß auch auf der Gold- 
basis die Ausgaben des »aargebietes sich andauernd erhöht 
haben. Das muß nun doch jeden,der es einigermaßen ehrlic 
mit der PRRFOOND LES FUNE meint. zu denken geben. lan soll- 
te doch meinen, daß au er der Entwertung des Geldes 
sieh auch die Goldausga en des Saargebietes vermindern 
würden. Jedoch stellen wir fest, daß das Mehr in dem 
diesjährigen Haushalt gegenüne? 1925 2,1 Millionen Gold- 
mark ist, zegenüber 1924 4,8 Millionen Goldmark und gegen- 
über 1923 8,4 Millionen Goldmark beträgt. Die Ausgaben 
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erhöhen sich also auch auf der Goidbasis ganz gewaltig. | 
Daraus ist zu ersehen, daß der Landesrat &ls_ Vertretung | 
der Bevölkerüng unmöglich neue Steuern bewilligen kann, | 
ehe er weiß, was mit diesen Steuern vorgenommen wird, 
Aber auch dıe Verschiebung der Steuern hät eine gewaltige | 
Anderung erfahren, Im Jahre 1923 sind an Steuern einge- | 
setzt einschließlich der Zölle 89,58 Millionen Franken. | 
Davon zahlte die Grubenverwaltung 30 Millionen. Das sind | 
34 Prozent der tatsächlichen Steuereinnahmen des sSaarge- | 
bietes. Im Jahre 1924 sah der Haushalt 156,68 Millionen | 
Franken Steuereinnahmen vor. Davon sinü eingesetzt an 
Kohlensteuern 49 Millionen Franken,ist 32 Prozent. Im | 
Jahre 1925 sind eingesetzt als Steuereinnahmen 161,98 | 
Millionen Franken,die Grubenverwaltung_noch mit 18,8 
Millionen,das sind nach 11,4 Prozent. Im Jahre 1928 
19,9 Millionen Franken. Die Grubenvemwaltung hat da 
noch 25,8 Millionen Franken eingesetzt bekommen,das sind 
11,5 Prozent. Also eine wesentliche Verschiebung der 
Steuer ist vorgenommen worien, und zwar auch noch in an- 
derer Hinsicht, indem sich die indirekten Steuern Sehr 
erhöht haben, währenddem die direkten Steuern keine &r- 
höhung erfahren haben. ER: 

Wir verlangen also, daß man die Grubenverwal- 
tung ordnungsmäßig zu Steuern heranzieht,aber auch die 
chwerindustrie dabei nicht vergißt. Da müssen wır sagen, 
daß die Schwerindustrie des Saargebietes viel zu wenig 
Steuern bezahlt, und daß es eg eg notwendig wäre, 
diese angemessen zu erfassen, denn dann wäre diese Vor- 
lage nach meinem Dafürhalten öglich. _ | 

(Herr Röchling lacht). Es ist einmal so. Jeder 
denkende Mensch muß zugeben, daß die Schwerindustrie zu 
wentE Steuern bezahlt. Der fandesrat hat ja veriangt, 
daß die Vermögensbesteuerung der juristischen Personen 
durchgeführt werden soll. Die Regie rungskomnission hat 
erklärt,diese Forderung zu prüfen. Bis diese -rülung 
vorüber ist,werden 5 - 6 Jahre vergenen und damit 1st 
der Bevölkerung nicht gedient. Wir verlangen,dai eine 
Verschiebung der Steuer vorgenommen wird zu sunsten der 
Saarbevölkerung,indem Grubenverwaltung und die Industrie 
schärfer re raager werde. 

n 
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der Kommissionsberatung haben wir verschie- 
dene Anfragen gestellt und es ist gewünscht worden, deb 
dem Landesrat die st-Zahlen vorgelegt werden. Die Heglie- 
rungskommission hat geantwortet und het die Tst-Zahlen 
für 1924 aufgestellt. Wie das Geschäfisgebaren der Re- 
gierungskommission ist,kann man aus dieser Aufste-lung 
ersehen. Im Haushalt selber waren 400 O00.--Franzeu Tür 
Einnahmen einer Abteilung vorgesehen, . die tatsächliche 
Einnahme wird mit 1,3 Millionen Franken angegeben, Ich 
würde mich als Leiter einer Abteilung fragsn,wi.e kommt 
das. Das gibt zu denken. Man geht nicht mit der r\cht1- 
gen Sorgfalt vor. 


(Zuruf des Abg. Ievacher: Es sind _anier Phan- 
tasiezahlen !)' 
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Ja, es sind Phantasiezahlen. Bine andere Abteilung bat 
33,4 Millionen eingesetzt ,die HRegierungskommission gibt 
jetzt 50,9 Millionen an. Auch dieser gewaltige Unter- 
schied müßte doch festzustellen sein. 
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Der Zehlbasren be} der Eisenbahn war im Haushalt 
eingesetzt mit 16,5 Millionen Franken und ist tatsächlich 
5,1 Millionen . Ich weiß nicht, wie man einen solchen 
Haushalt aufstellen kann und man sollte meinen,daß gerade 
durch die Entwertung des Franken,der Fehlbetrag schon 
allein sich hätte erhöhen müssen. An dieser Gegenüber- 
stellung kann man ersehen, daß es unbedingt no wendig 
ist, daß der landesrat die tatsächliche Rechnungshilanz 
vorgelegt bekommt,da er nur dann einen richtigen Über- 
blick bekommt. | | 
Es wurde ferner gefragt, was die Regierungskom- 
mission in der Frage der Stabilisierung des Franken zu 
van, Bedenka. Die Regierungskommission sagt in ihrer Ant- 
wort: | | 


‚Das, Nährungs roblem ist Gegenstand besonderer 
Aufmerksamkeit der Regierungskommission,wobei die 
Interessen der saarländischen Wirtschaft nicht 
unberücksichtigt gelassen werden dürfen. Die Ne- 
gierungskommission ist sich darüber klar,daß ei- 
ne Änderung der Währung für die saarländısche 
Wirtschaft von geradezu katastrophaler Wirkung 
sein müßte." 





Sie kommt dann noch auf die Arbeitslosikeit als Folge 
der Stabilisierung zu sprechen und sagt dann zum Schluß: 


"Auf jeden Fall sind in den Kreisen der saar- 
ländischen Wirtschaft die Meinungen über Be 
Zweckmäßigkeit einer Währungsänderung sehr geteilt 


Das bedeutet also, daß die a ee selber 
nicht so erbaut ist yon einer »tabi iBierung. 
| Meine Herren! as soll man davon halten,wenn die 
Regierungskommission an keine Stabilisierung glaubt. Wel- 
che Meinung soll sich dann bei der Devölkerung durch- 
setzen. Ich betone, daß die saarländische Wirtschaft vor 
allen Dingen ein Interesse an der Stabilisierun AH 
Währung haben muß. Es ist auch unbedin t notwendig,daß 
man zu wertbeständigen Löhnen und Wehältemn kommt und 
daß man überhaupt zur Wertbeständigkeit In dem ganzen 
Geldwesen im Saargebiet kommen muß. Wenn es nicht möß- 
lich ist,den Franken zu stabilisieren dann soll man die 
Br nnmr einfühzen. Der Versailler Vertrag sieht nicht 
vor, daß die Neichsmark verdrangt wird. Er sieht nicht 
vor, daß man den Franken als alleiniges Zahlungsmittel 
einführen kann. Ich elaube aber, daß die Regierungskon- 
mission und der Völkerbund. gerade so gut den Franken ein- 
schränken können,wie sie die rk ausgeschränkt haben. 
Fine Stabilisierung muß kommen und durch eführt werden. 
Jedenfalls betonen wir, daß wır eınen Wä zungadua | LSpns 
‘m Saargebiet nicht vertreten können, Es darf nicht an- 
gehen, aß zu einem Teil die Mark und zu einem eil der 
ranken im Saargebiet benutzt wird. Es muß ein einheit- 
liches gesetzliches Zahlungsmittel im Saargebiet durch- 
Bann werden,damit auch die Grubenverwaltung an dieses 
ahlungsmittei gebunden ist. 
| Meine Herren! Es wurde noch gefragt,was ist 
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bezüglich der wertbeständigen Anlage der Gelder geschehen.. | 
Dazu sagt die ‚Hegierung,soweit es ihr möglich gewesen wä- 
re,hätte sie das Geld wertbeständig ange ur el sagt 
sie, ist dabei zu beachten,daß die Gelder der Kegierung 
im Saargebiet investiert sınd, und daß ihre Verwertung 
unter dem an einer Goldklausel die disponiblen Kre- 
dite im Saargebiet verkleinem würde. Eine Nertbeständig- 
keit dieser Kredite würde für die saarländische lirt- 
schaft von großem Nachteil sein. Ich frage mich,was ver- 
sieht die Regierungskomission unter saarländischer Nirt- 
schaft ? Denn eins ist doch richtig,daß kein Nensch Kre- 
dite von der Regierungskommission bekommt. Ich weiß bei- 
spielsweise nicht einen einzigen Saarländer,der einen 
solchen Kredit bekommen hätte. Im Gegenteil,ich weiß, 
daß der Saarbrücker sa arereın der Regierungs- 
kommission oder einer ihrer Einrichtungen ‚dem Nohnungs- 
bauverband,Gelder gepumpt hat,um Kredite für die Wohnung - 
beschaffung zu gewähren. Der Saarbrücker KuappschArts- 
verein verhandelt schon drei Jahre,um dieses Geld wieder- 
zubekommen. Nenn also die Regierungskommission wirklich 
ein Interesse an der saarländischen Wirtschaft hätte, 
dann müßte sie versuchen,daß der Saarbrücker Knappschafl® - 
verein als Versicherungsträger zu seinem Gelde kommt, 
und daß dieser durch die Entwertung des Franken keinen 
Vermögensverlust erleidet. Ich behaupte, daß die saar- 
ländische Wirtschaft an diesem Kredi gebaren kein In- 
teresse haben kann. Es ist Aufgabe einer Regierung,die 
es ehrlich mit der Bevölkerung meint, auch die Handha- 
yung der Gelder so zu tabigen, daß dıe Bevölkerung vor 
Verlusten bewahrt wird. Indem dieses Geschäftsgebaren | 
so durchgeführt wird, sind natürlich der Saarbevölkerung 
ungeheuere Verluste entstanden, die die Regierung wieder 
durch Erhöhung der Steuerleistung wat maghıen will, Mein 
Herr Vorredner hat auch bereits auf die Steuerleistung 
der Nebenbetriebe der französischen Grubenverwaltung. 
hingewiesen. Es wurde auch angefragt, ob die franz0s1- 
sche Militärverwaltung auch Steuern zahle. Da antwortet 
die Regierungskommission :Die Steuerpflicht der Wopera- 
tive Militaire ist Gegenstand eines Schriftwechsels,um 
festzustellen,ob der 8 10 hier Änwendung findet, Die 
Steuerpflicht der Nebenbetriebe der Grubenverwaltung 
ist in der Prüfung. Also im Jahre 1926 gibt die Regie- 
rungskommission in einem Schreiben an den Tandesrat zu, 
daß in einem Falle die Steuerleistung nachge rüft und | 
im anderen Falle angefangen worden ist zu schreiben. ee 
Was soll das heißen? Die Steuern sind nun einmal zu er- | 
heben von allen im Saargebiet anwesenden Steuerpflichti- | 
en. Da kann es nicht angehen, daß der Steuerfiskus bel | 
em einen leil schon 3-4 Jahre Steuern erheb und 9 
bei dem anderen,erst nach diesen vıer Jahren in den | 
chriftwechsel eintritt, Dagegen müssen wir Verwahrung 
einlegen. Nach unserem Dafürhalten wäre es unbedingt 
notwendig,daß man die Steuerleistung auch auf diese 
Instanzen schon längst hätte durchgeführt haben müssen. 
Dann ist gefragt worden,oh die Kolonialwarensteuer 
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noch erhoben wird. Da sagt die Hegierungskommission 
ja, sie wird noch erhoben, ıst aber jetzt in den Zoll- 
einnahmen enthalten. U.a. führt sie aus,daß die Steuer 
für Mineralöl und Kolonialwaren in den Zolleinnahmen 
enthalten sei. Sie sagt denn weiter, der Eingang dieser 
Einnahmen an die landeskasse hänge wesentlich von der 
Deklaration der Importeure ab. Auf Anordnung der He- 
gierungskommission habe die Handelskammer in Saarbrücken 
und die Franco-Saarländische Handelskammer es übernom- | 
men, die Importeure zu den entsprechenden Deklarationen | 
anzuhalten. Ich frage mich aber, wie kommt es, daß die 
Handelskammemes übernehmen müssen, die ee 
en darauf aufmerksam zu machen, wıe sie ihre Deklara- 

ionen vornehmen sollen. Es müssen Deklarationen vorge- 
nommen werden,damit die Steuer in die landeskasse fließt. 
Werden diese nicht vorgenommen, dann geht die »teuer 
nicht in die landeskasse,sondern bleibt in der Zollkasse. 
Auch hier müßte von der Regierungskommission Klarheit ge- 
schaffen werden, denn sie hat darüber zu bestimmen,sıe 
hat die Steuerhoheit des Gebietes und nicht die Zoll- 
verwaltung. 
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Dann wurde gefragt, 


"Wieviel Freikarten sind von der Bisenbahn- 
direktion des Saargebietes zur Benutzung der 
Saarbahnen verausgäbt und an wen? 


Die Regierungskommission antwortet: | 


"Die Ausstellung von Eisenbahnfreifahrtkarten 
geschieht im Saargebiet in der Weise ‚wie dies 
Such bei den Eisenbahnverwaltungen außerhalb 
des Saargebietes üvlich ist. Zum Teil pe- | 
steht; eine Gegenssitigkeit mit den deutschen | 
Eisenbahnverwaltungen in Bezug auf die Aus- 
stellung dieser Scheine." 


An wen dieselben ausgegeben werden, verschweigt die He- » 
gierungskommission wohlweislich. Ich Babe DiBini gungen | 
eingezogen und kann sagen, daß im Saargebiet Freikarten 
ausZegeben sind, an die oberen Beamten der Regierungs- 
kommission,landräte, sämtliche Mitglieder des Landes- 
rates. Jedoch zahlt dafür die a SA ae 
nichts.Wenn das Neutsche Reich Freikarten beansprucht 
hat, dann hat es der Fisenbahnverwaltung dafür eine Ver- 
eütuns gezahlt. Die Regierungskommission müßte auch hier 
er Eisenbahn eine Vergütung zahlen. Ich möchte auch 
noch darauf hinweisen, daß nicht allein Regierungsbeanmte 
Freifahrtscheine haben, sondern auch andere Leute und 
zwar verschiedene obere Beamte der Grubenverwaltung, 
Offiziere der Rheinarmee und _der Gamisontruppen des 
Saargebietes. Wie kommt die hr skommission dazu, - 
den Offizieren der Rheinarmee Freifahrtscheine zu geben‘ 


(Zuruf des Abg. Levacher: Das ist notwendig, zur 
ee der Ruhe und ren 
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Dann wäre es angebracht,wenn Frankreich dafür eine Ent- 
schädigung zahlen würde. Aber das ist nicht bekannt. 

HL ERBEBER protestieren wir und verlangen, daß Naßnahmen 
ergriffen werden, diese Übel abzustellen. Aber auch die 
eämten des Zolldienstes erhalten Freifahrtscheine ‚die 
auch noch auf die Angehörigen deren Familien ausgedehnt 
werden. Es gibt darunter welche, die in Netz wohnen und 

eine Freifahrtkarte für das »aargebiet haben. Das sind 
Zustände, die nicht laut genug bezeichnet werden können. 
Es geht nicht an,daß sich die Regierungskommission auf’s 
hohe Roß setzt und vielleicht diesem oder ei- 
nen falschen Buena a6 rar hat,nachträglich einen 
Ordnungsruf erteilen läßt.Die Regierungskommission hat 
zu erklären, was mit den Mitteln geschieht,die aus dem 
Saarvolk herausgepreßt werden. 


| Ich betone zum Schluß,daß die Sozialdemokra- 
tische Fraktion verlangt, daß die Rechte des läandesrates 
erweitert werden und daß man den landesrat über alles 
informiert und daß das Geschäftsgebaren der Regierungs- 
kommission dahin gehen muß, daß durch eine sparsamere 
Wirtschaft der Steuerdruck gemildert wird. 


Meine Herren! Persönlich vertrete ich die 
Auffassung, daß überhaupt die Saarfrage so sein soll, 
daß man entweder ein angemessenes hegime einführt oder 
bereits selbst zugibt, daß man nicht in der lage ist, _ 
regieren zu können und erklärt,wir sind bereit,das Saar- 
ebiet ans Deutsche Heich anzugliedern. Wir sehen, daß 
er Heßie rungsapparat kolossale Steuerlasten verschlingt 
und daß es so nicht weitergehen kann. Entweder soll man 
sich auf dasjenige beschränken,was die Bevölkerung _er- 
tragen kann öder man soll Konkurs erklären und an Frank- 
reich und Deutschland herantreten,damit über den Rück- 
kauf der Gruben sowie über den Anschluß des »aargebietes 
an Deutschland beraten wird. Persönlich bin ich der Auf- 
fassung,daß wir uns als Vertreter der Bevölkerung selber 
einmal diese Frage durch den Kopf gehen lassen müssen, 
ob u dieser Hinsicht nicht einen Vorstoß untemeh- 
men sollen. 


Meine Herren! Ich betone, so wie es jetzt_ım 

Saargebiet ist, kann es nicht weitergehen. Geht die Int- 
wertung des Franken weiter,dann verelenden wır ımmer. 
mehr. Kommt die Stabilisierungskrise,danhn ist natürlich 
auch mwisder die Verelendung für uns ungeheuer. Aufgrund 
dieser latsache glaube ich, daß es für uns noch viel an- 
’genehmer wäre,Besetztes Gebiet zu sein,als weiter unter 
jesem Regime noch 10 Jahre zu leben. Meine Herren!sie 
wissen, daß im besetzten Gebiet auch schließlich die 
Hoffnung besteht, daß nach und nach das Militär zurück- 
gezogen wird. So wie es hier zurzeit geht,kann es nicht 
' weitergehen. Wir haben keine Gesetzesstruktur.Wir werden 
er weiter verelenden,wenn dieser Zustand nicht auf- 
ört. 


Vorsitzender 
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Vorsitzender Scheuer:Meine Herren! Ich habe noch ein Schrei- 
| ‚ben bekannt zu geben,das mir vom Herrn Präsidenten der 
Regierungskonmission zugegangen ist, 
| as Schreiben hat folgenden Wortlaut: 


Negiorungs- Kommission 
es 


Saargebietes. | 
_—- Saarbrücken,den 24.Juli 126. 


Generalsekretarisat. 


G.8.Nr.3456/A 
An 


den Präsidenten des landesrates,. ° 


HerrnScheuer, 


Durch den Staatskommissar beim landesrät, 
Herrn Oberregierungsrat Dr. He i m sind der Hegie- 
rungskommission eine Neihe Fragen übermittelt worden, 
die in der ersten und dritten Kommission des landes-- 
rates und zwar in deren ee am 21.Juli 192E gestellt 
worden sind. Die a so betreffend Angelegenheiteu 
verschiedener Ressorts der Hegierungskommission sind 
zur Stellungnahme an diese abgegeben worden. In der 
Kürze der Zeit war bisjetzt eine un rg Beant« 
wortung nicht möglich. Auch ist die NHegierungskommis- 
sion vor Mitte nächster Woche nicht in der lage, zu 
einer Sitzung zusammenzutreten,in der sie zu der An- 
Brewenhei ! noch einmal eg nehmen könnte. Zur 
Zeit sind nur 2 Mitglieder der Hegierungskommission 
in Saarbrücken anwesend,da ein drittes Mitglied, und 
zwar Herr Morize,sich zu den wichtigen Verhandlungen 
des DE DRED ONE RDRBSERBERS de zwischen der deutschen 
und französischen hegierung in diesen Tagen in Paris 
stattfinden,begeben mußte. Sobald die Regierungskon- 
mission ET ist,werde ich Ihren Wunsch ‚eine 
Areprechung mit der Kegierungskommission zu haben, | 
vorlegen. soweit die einzelnen Ressorts mır bereiss 
eine Antwort auf die Sie betreffenden Fragen gegeben | 
haben, füge ich die erforderlichen Erklärungen hier | 
a 


Buyamag ayasıyd mubousgs voy2n4q.005 H 7 


/ 


TPWE 


Yy 


Be3.,. u, WB eo p.hien 8. 


“ 
np cenhude Zu Den len sent 


> 
n 








ee 


1) Uniformlieferungen: 


| Die ersten Uniformlieferungen von 1920 
dis 1923 wurden freihändig an die Firma Rummeleit 
Saarbrücken vergeben. Infolge der Vermehrung der 
lundjägerei erfolgte von Herbst 1923 ab öffent- 
liche Ausschreibung im Submissionsanzeiger der 
Regierungskommission. Dieses Verfahren ist bis 
heute beibehalten worden. Der Zuschlag wurde der 
DEE FIERTER und leistungsfähigsten Firma, Uni- 
ormfabrik Fiedler,Saarbrücken,erteilt,die bisher 
von einer anderen Firma nicht unterboten Barden 
ist, Mehrfache Anfragen des Verbandes der >chnei- 
der-Innungen und der landesratsfraktion der _ 
Deutsch-Saarländischen Volkspartei um Berücksich- 
tigung der kleineren Handwerker bei Vergebung 
von Lieferungen sind dahin beantwortet worden, 

aß an dem bisherigen Verfahren der öffentlichen 
usschreibung festgehalten werden muß und daß es 
dem SOchneidergewerbe freisteht, sich soweit 
leistungsfähig,an den Submissionen zu beteiligen. 


Pferdeliefe en: 


Vor Ankauf der Dienstpferde für das 
Jandjägerkorps sind bei saarländischen Firmen 
Offerten eingeholt worden. Als leistungsfähig 
kamen nur in Frage die Firmen Thome Saarbrücken, 
Hanau Saarbrücken und Cahn Saarlouis. Die ersten 
o0_Pferde würden von den Firmen Hanau und Thome 
geliefert, da die Firma Cahn ihr Angebot zurückge- 
zogen hatte. Die zweite Hate von 25 Pferden lie- 
ferten wieder die erstgenannten Firmen, während 

an der Restlieferung von 25 Stück alle 3 Firmen 
zu ungefähr gleichen Teilen Anteil hatten. Die 
Pferde sind nach Angabe der Lieferanten auslän- 
discher Herkunft. Ob und welche Zwischenhändler 
ae beteiligt sind, kann hier nicht angegeben 
werden. Ä | 


auf die Anfrage des Landesrates betr. 


den gegenwärtieen Stand der 
Erhöh der Leistungen der 
ozıalversicherung.. 


Ä Die Vorarbeiten zur Erhöhung der 
. Leistungen auf dem Gebiete der Kranken- ,Unfall-, 
Invaliden-und Angestelltenversicherung sind schon 
vor geraumer Zeit aufgenommen worden. Diese. Ar- 
beiten haben auf dem Gebiete der Krankenversiche- 
durch den Erlaß vom 7. Juni 1 einen 
vorläufigen Abschluß gefunden. Bezüglich der 


Erhöhung 
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Erhöhung der leistungen auf den anderen obengenannten 
Gebieten waren zahlreiche schriftliche sowohl als 
auch mündliche Verhandlungen mit den Versicherungs- 
trägern erforderlich, welche dazu Peruuen haben,daß 
der Arbeitskammer die Angelegenheit zur Stellungnahme 
zugesandt "arcen, konnt | 

ie Kommission der Arbeitskammer für Ange- 
aegenheiten der Donisiyerei cherung hat sich in ihren 
Sitzungen vom 20. und 23.Juli ds.Js. mit den Vorlagen 
am oe den 29.ds.\its, ihr Gutachten abgeben, 
worauf alsba d eine endgültige Entscheidung seitens 
der Hegierungskommission erfolgen wird. " 


Abg. Ieyacher (2): Ich möchte doch die Anfrage an den Herrn 


taatskommissar richten, bis wann wir auf die Beant- 
wortung der übrigen Fragen rechnen können. 
Nenn vor Herbst keine Sitzung mehr statt- 


tindet,bitte ich, uns die Antworten schriftlich zu- 
zuleiten. 


Vorsitzender 
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Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abg. Ulrich! 


Abg. Ulrich (KP): Meine Herren! Der hedner der Sozialdemo- 

.  kratischen Fraktion hat in seiner Kede der Hoffnung 
Ausdruck gegeben, daß die Regierungskommission die 
Interessen der Saarbevölkerung wahrnehmen möge. Sr 
hat es schon eingesehen und muß sich auch demit ab- 
finden mit dem, was wir des öfteren hierüber gesagt 
haben, Die Saarregierung vertritt nur ihre lateres- 
sen. Diese Frage haben wir schon mehrmals hier be- 
handelt und muB zur Genugtuung für die Sozialdenmo- 
kratie gelten. 

In der Kommission haben wir bei der Sera- 
in And Steuervorlagen erklärt, daß wir als Kommu- 
nistische Fraktion uns mit dieser Vorlage nicht be- 
schäftigen können ,weil wir der Bevölkerung geger- 
über keine Verantwortung übernehmen körnen. Auf 
Grund dessen lehnen wir jede Mitarbeit ab. 

Der DE niinsreiner sagt a hen A der 
Landesrat eine Großtat begangen habe dadurch,daß er 
1923 14 Steuervorlagen der Hegierungskommi.ssion be- 
williet habe. Wir müssen sehen, wie weit die Bevöl- 
kerung davon betroffen ist. Wenn wir den Etat zur 

and nehmen vom Jahre 1926,so stellen wir Test,daß 
auf den Kopf der Bevölkerung 235.-Franken an »teusrn 
zu zahlen Sind. Nun rechnen Sie sich aus,was das 
für Summen sind bei einer Familie mit 5 Köpfen und 
rechnen Sie zu den indirekten Steuern, Zölle usw.hin- 
zu die direkten Steuern, so kommen Sie _auf einen Be- 
trag von über 2000.-Franken im Jahre. Nechnen wir 
diese Summe in Arbeitslohn eines Arbeiters un,so er- 
ibt sich,daß ein Arbeiter 3 Monate für Steuern ar- 
eiten muß. "ir sehen, daß eine ungeheuere »teuer- 
last auf der Devölkerung ruht. Es kann unter keinen 
ständen angehen, daß die tragfähigen Schultern, die 
diese Steuern tragen könnten, weiter geschont werden. 
Wenn hier gesagt wird,daß die Grubenverwaltung ein 
großes Interesse. daran habe,daß die jetzige Währung 
So bleiben soll, so stellen wir fest, daß nich“ al- 
lein die Grubenverwaltung, sondern auch die schwerin- 
dustrie ein eig Interesse daran hat,daß die \äh- 
nicht s abilisiert wird. Man geht dort aazu über, 
verkauft seine Frodukte über die Grenze hinweg und 
beherrscht den süddeutschen Markt. Dabei bezahlt man 
aber die Arbeiter in entwerteten Franken. Dadurch is 
ein größerer Profit einzustecken und da mean aus 
diesem Grunde die Inflation länger haben wili,ist 
 selbstverständlich. Wir kennen die Ausführungen ces 
errn Abg. Schmelzer,daß es ein Unding wid ein Unsinn 
wäre,heute den Anschluß an Deutschland zu suchen, wo 
die Besetzung noch anhält. Wir kennen diese frage und 
wissen,daß es nicht an der Besetzung,sondern an der 
Profitfrage Au: Darüber gibt es bei uns Kaum einen 
Zweifel. Die Wä rungsgeschichte muß anders werden. 
Sehen Sie sich die Demonstrationen der Kriegsopier an, 
wo die Leute statt Brot ‚Gummiknüppel zu schnecken 
bekommen und wo man die Leute nit “angr und Fo- 
lizei zurück drängt,so muß man sagen,dab es so nicht 
weitergehen kann. en 
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h ‚020 vertritt die Saarregierung die Interessen der 
werktätigen Bevölkerung. Das muß unter allen Umständen 
anders werden. Wenn sie ein Interesse daran hätte,so 
müßte sie darauf dringen,daß der Unternehmer an der 
Saar sowohl,wie die Bergwerksverwaltung durch eine Ver- 
ordnung, die Be enaguge ber 91, Eegrungen werde ‚Steuern 
zu zahlen,daß die Löhne und Gehälter der Teuerung ent- 
sprechend erhöht werden könnten. So würde die Negieruns - 
kommission systematisch von selbst Steuem bekommen. Wir 
graen alle 14 Tage, in Zukunft alle 8 Tage vor dieser 
frage und haben eine neue Vorlage zur Beratung von Steu- 
ern. Das ist ein Unding, Diese Zustände sind unhaltbar 

. und müssen unbedingt behoben werden. Es kann nur eine 

ssserung eintreten in dem Moment ,wo das Geld stabili- 
siert wird. Aber auch.dann wird die Arbeiterschaft keine 
een Tage erwarten. Wir müssen schon heute von die- 
ser »telle aus der Saararbeiterschaft sagen,daß in dem 
Moment ,wo der Franken stabilisiert wird,genau wie in 

Deutschland,wir die Erscheinung wahrnehmen müssen, daß 

wir Arbeitslosigkeit und wieder Arbeitslosigkeit zu ver- 

zeichnen haben. Ohne Zweifel wird das Unternehmertum | 
und das Kapital in dem Moment dazu übergehen,die Betrie- 
be einzuschränken und die Arbeitslosigkeit wırd genau 

so wie in Deutschland Platz greifen. Die Zukunft wird 

durch die Frage der Stabilisierung des Franken keine 

rosige werden, für die Saararbeiterschaft besonders,des- 
sen mag sich die Saararbeiterschaft bewußt sein. Nur 
wenn die Reallöhne den Verhältnissen entsprechend be- 
zahlt werden,wenn in diesem Sinne eine Verordnung der 

Regierung Platz greift,erst dann wird der Saarbevölke- 

rung Genugtuung verschafft werden. 

Wenn wir die Ausgaben der Regierung als solche 

in’s Auge fassen,sehen wir wiederholt,wie verschwende- 

risch die Negierung mit diesem Gelde ıst,also mit den 
elde der Arbeiterschaft,wo der Arbeiter drei Nonate 
arbeiten muß,um diese Groschen herauszubringen. Der 
räsident Rault jedoch erhält seine Diäten in Höhe | 
seines Gehaltes DRCBESALT für das Jahr 1927. Auch sei- 
ne Vekretärin bekommt das Geld Bacheaschickt. Ist das 
nicht verschwenderisch ? Wir haben kein Interesse daran, 
ür derartige Zwecke Steuem aufzubringen. Wir haben 
auch kein Interesse daran,dafür einzutreten, daß die 

Saarregierung noch die Bistümer Speyer und Trier unter- 

stützt, Wir können auch das nicht einsehen und nennen 

diese Handlung ebenso verschwenderisch. Ist das nicht 

Yeraghwenderisch ‚wenn die Saarregierung mit den Groschen 

der Saararbeiterschaft,die besonders die größte last 

der Steuern zu tragen hat,auf diese Weise umgeht ? 
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Betr. des Landjägerkorps hat sogar die Zen- 
trumsfraktion erwähnt, daß’ die Lan jäger wie Pilze aus 
der Erde wachsen. Das Iandjägerkorps kostet ]8 Millionen 
Franken. Im Sozialetat sind nur 6 Millionen Franken ein- 4 
gesetzt. Diese Erscheinungen sind doch untragbar und 
verlangen aufgrunddessen nicht nur Abbau,sondern völlige 
Beseitigung des landjägerkorps. Die Belastung ist uner- 
träglich und man muß die lasten auf die tragfähigen 
Schultern abwälzen. Es ist erwiesen, daß bei der Schwer- 
industrie noch viel zu holen ist. Wir können aha Fuck 
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daß Herr Röchling heute nur poge ein Drittel an Steuem 
von dem zahlt, was er vor dem Kriege gezahilt hat. 


(Zuruf des Abg, Böchling :Natürlich,ich habe auch 
weniger Einnahmen wie früher !) 


Dabei bezahlt die Arbeiterschaft ihre Steuern bis auf 
en letzten Centimes,denn es ist zu berücksichtigen, daß 
die Gegenwartsbesteuerung eine Goldsteuer bedeutet.Das 
ist doch eine Ungerechtigkeit,die wir nicht mitmachen 
können. Wir Yorianger daß die Kegierungskommission eine 
Vorlage über die Abän erung der Lohn-und Wkehaltssteuer 
vorsieht. Die Folgen der Steuerbelastung der ärmeren 
Schichten der Bevölkerung wird in Erscheinung treten 
und es dürfte nicht so ruhig bleiben, wie es bisher war, 
denn das Volk ee seiner wirtschaftlichen Verelendung 
entgegen. Wir können die Stimmung des "niederen Volkes" 
wie es einmal von einem Zentrumsredner eig t wurde, in 
den Betrieben verstehen und wir können der hegierungs- 
kommission sagen,daß einmal der Zeitpunkt kommen wird, 
wo sich diese Kreise zur Wehr setzen werden. | 
Dann muß gesagt werden,daß uns_der Apparat der 
Regierungskommission zu groß erscheint. Er könnte ver- 
kleinert werden wenn nicht so viel Verwaltungsräte er- 
nannt würden. Wir haben hier Verwaltungsräte,die kaum 
36 Jahre alt sind,während das im Reich Beamte von 54 bis 
6 Jahren sind. Hier wird nur anganse und angestellt 
und es geht nur uns Geld. So ist es auch mit den Ver- 
sorgungsäntern. Diese_könnte man zugammenschne i ken da 
er Offiziere,die Pensionen und Gehälter in Goldmark 
eziehen. | 
Herr Hoffmann hat den Etat beleuchtet. Mir _ 
sagen, ein solcher Etat ist kein Etat und wir weisen die- 
sen zurück. Wir haben doch keine Übersicht,wie das Geld 
verwendet oder verschwendet wird, weil sich die Hegie- 
rungskommission bis ich pe hat, die Ist-Zahlen. 
herauszugeben. Nun kommt die Hegierung mit einem Schrei- 
ben, daß sie bereit ist, in einer Sitzung zu beraten. 
le Bieupe ‚Auch diese ri Sr ungen, die sie 
vorläufig macht,werden nicht von großen Erfolg sein.»ie 
sehen dies Ah an den Verhältnissen. Es sei denn,sıe wer- 
den einmal die Interessen des französischen Imperialismus 
fallen lassen, Erst dann glauben wir,daß sie etwas soziale 
edanken bekommt. Aber in dieser Hinsicht kann der Arbei- 
terschaft nicht geholfen werden,im Gegenteil, ich muß 
noch einmal betonen,alle Regierungen und alle bestehenden 
rdnungen in der Form des kapitalistischen Systens,wer- 
den der Arbeiterschaft nicht das bringen,was die Arbeiter- 
' Schaft zu den Verhältnissen gebraucht. Es ist ein Unding, 
daran zu denken und daran zu glauben,weil die Profitfra- 
ge an erster Stelle steht. Wenn wir nun diese Vorlage, 
mit der wir, wie ich schon betont habe,uns garnicht be- 
faßt haben und auch nicht in die Baahng eingetreten 
sind,so habe ich schon die Gründe dafür dargelegt. 


Deshalb 
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Deshalb ist unser Gutachten kurz®b dieses,daß wir diese 
lasten,die die Regierungskommission uns Anmutet zu tra- 
gen, daß wir dieses Ansinnen ablehnen und daß wir die 
Seamten Vorlagen ablehnen unter der Bedingung, da 

je Regierung die Steuern auf die tragbaren Schultern 
legt,sodaß die Belastung der Arbeiterschaft reduziert 
werden kann. | | X a 

Nur unter diesem Gesichtspunkt können wir in 
die Beratung neuer Steugsrvorlagen eingehen. 
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Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abg. Dr.v.Vopeläius! 
Abe, Dr.v.Vopelius (DSV): Meine Herren! Es ist bei der Regie- 


rungskommission Mode geworden, wenn sie neue Steuervor- 
lagen bringt,dies unter dem Gesichtspunkt einer gewiS- 
sen Notwendigkeit begründen zu können. Die letzte Steuer- 
vorlage wurde mit der IS ErHnONnE gebracht, daß unbedingt 
etwas geschehen müsse,um die lohn-und Gehaltsstever 
zu reduzieren. Die heutige Vorlage begründet sie damit, 
daß Mittel beschafft werden müßten, um die Arbeiter, 
Angestellten und Beamten besser bezahlen zu können, 
“ Wir haben diesen Begründungen zugestimmt, 
möchten aber ablehnen,daß bei Einbringung von »teuer- 
vorlagen versucht wird,die Bevölkerung gegen den lands - 
rat auszuspielen. Es ist nicht Aufgabe der Regierungs- 
kommission unter den Vertretern der Bevölkerung Dilie- 
renzen herbeizuführen und möchte bitten, daß die Be- 
geründung von Steuervorlagen vernünftiger Baer be werden. 
Warum wir die Steuervorlagen & lehnen müssen, 
ist bereits von den Herren Vorrednem ausgeführt worden. 
Wir schließen uns diesen Ablehnungen vollinhaltlich an, 
Der Regierungskommission haben wir die Nege gezeigt 
auf denen es möglich ist,neue Steuern zu erhalten. So 
haben wir verlangt,daß dıe Vermögenssteuer für Nicht- 
physische Personen eingeführt wird. Wir haben auch da- 
rauf u daß dıe Grubenve zwälbung nicht die 
Steuern bezahlt,die sie nach dem Versailler Vertrag zu 
zahlen hätte. Die ee ee ist zu nachsich- 
tig und wahrt die Interessen der Bevölkerung nicht so, 
wie sie sie wahren müßte, und wie man es von einer sach- 
gemäßen und sparsamen Ve ma tUnE erwarten kann. 
| ir möchten bezweifeln,daß die Steuererhs- 
bungskosten und die Erhebungskosten der Zölle,denen ım 
| ich entsprechen. Desgleichen nehmen wir Veränlassuxg, 
darauf hinzuweisen,daß die Re LomunEalan 807 bei 
Vergebung von Arbeiten nicht, das Maß wahrt ‚das notwen- 
dag ist. Die Verwaltung von Öffentlichen Arbeiten hat 
bei der Vergebung einer großen Telefonanlage den bil- 
ligsten Bewerber heran a und zwar eine französıl- 
sche Firma. Selbstverständlich kann sie das billissve 
Angebot berücksichtigen, soweit der Lieferant gegenüber 
seinen Konkurrenten ın der Leistungsfähigkeit glelch- 
Be ist. Hier muß es aber wundernehmen, wie die 
Abteilung Optentiighe Arbeiten der Firma Thomson 
Houston in Paris die Lieferüng übertragen kann. Nun 
kommt hinzu,- und das ist mir mit Sicherheit gemeldet 
worden- ‚daß,nachdem die ERDUng geschehen ist, dıe 
Regierungskommission der Firma I omson Houston auf ihr 
Mindestangebot einen Zuschlag von 18 bis 20 % ge eben 
hat. Ich möchte bezweifeln, ob ein solches Veriahren 
dazu angetan ist,das Vertrauen zu der vergebenden Stel- 
le der Ed de pn zu erhöhen. Ich bin Scıon 
lange in der Kommunalverwaltung und hatte öfter Gele- 
genheit,solche Fragen zu besprechen. Ich habe dort im- 
ner feststellen dürfen, daß man eine Arbeit,wenn man, _ 
an der Leistungsfähigkeit des Mindestfordernden zweife!t* 
te,dem übertrug, von dem man die Gewißheit hatte,daß | 
er gut liefert. _ | 
Ich bitte,daß derartige Sachen nicht mehr 


vorkommen. 
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vorkommen und richte an den Herm »taatskommissar_die 

Frage ‚ob wie schon gesagt,dem NMindestfordernden also 

‚der Fırma Thomson und Houston ein Zuschlag von 18 bis 
b gegeben worden ist. 

Es ist verschiedentlich darauf hingewiesen 
worden,daß man mit aller Sorgfalt versuchen müsse ‚alle 
eemerpr lichtigen zu erfassen. Daß die Vooperative Mili- 
taire nicht erfaßt worden ist und daß die Nebenbetriebe 
der Grubenverwaltung ihre Steuern nicht bezahlt haben 
wie es notwendig ist,scheint festzustehen. Wenn Be 
erst Arwägungen darüber im Gange sind und Schriftwechsel 
über die Sachen gepflogen werden, so muß man unbedingt 
sagen: Es ist ein Versäumnis der Regierung,das leider 
festgestellt werden uß! RES 

| Die Fragen,die wir der PPpIPFUNgREO De In 

gestellt haben,belaufen sich sich auf eine ganze Keihe 
verschiedenster Art. Ich möchte nur die Frage heraus- 
greifen,die die Umsatzsteuer betrifft,welche eine Spezi- 
alfrage der Fragen,die heute auf der Tagesordnung stehen, 
ist. Insbesondere wıll ich auch den Fall herausgreifen | 
der hier schon einmal angeschnitten worden ist,nämlic 
die Frage der Erhebung der Umsatzsteuer durch die {ran- 
zösische BBLLFOTBBLbORE. Ich habe einen Prozeß,cas ist 
in der Presse schon gekennzeichnet worden,iüber einen 
kleinen mgeoptend gegen die französische Zollverwaitung 
engestrengt. Dieser Prozeß hat erwiesen,daß die KRegie- 
rungskommission nicht berechtigt war,der französischen 
Zollverwaltung die Genehmigung zu geben ‚überhaupt Steu- 
ern zu erheben,geschweige denn die französischen erhöh- 
ten Umsatz-und Iuxussteuerlisten hier zur Einführung zu 
bringen. Das Gericht hat gesprochen; es bleibt abzuwar- 
ten,wie die ee sich zu dem Spruch des 
Gerichtes stellt. Friedrich der Große hat sich den . 

| apruet des Aammergerichts unterworfen. Man kam von ihm 
ernen. 
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: Meine Herren! Die Kegierungskomissioh hat 
sich in ihrer Antwort bemüht ‚auszuführen,daß die wert- 
beständige Anlage ihrer Gelder im Saargebiet auf gewis- 
se Bedenken stößt. Nun erhebt sich naturgemäß die Frage, 
wer hat denn die großen Frankenkredite der Megierunss- 
kommission bekommen. Wenn man sich bei den deutschen 
Unternehmern im games 525 umhört muß man feststellen, 
daß dort von Frankenkrediten nicht gesprochen werden 

nn. Man muß feststellen, daß niemand von diesen Ge- 
werbetreibenden weiß,wo diese Frankenkredite sind. ES 
ist anzunehmen,daß dıe Frankenkredite auch dahin gewan- 
dert sind, wo im allgemeinen die Gelder der Hegierunss- | 
kommission hinwandern. Wir bedauern, daß die. Hegierungs- | 
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kommission eine derartige einseitige Politik nach wıe 
vor treibt, und wir möchten wünschen, daß unsere heuti- | 
gen Ausführungen der letzte Appell ist an die Hegie- | 
mann ‚unperkeiian: zu verfahren. Es kann, .. 
wirklich nicht so weitergehen,daß man dem größten Tell | 
der Bevölkerung zugunsten eines kleinen Teiles vor den 
Kopf stößt. Zu diesem Kapitel gehört auch, daß ale ru 
ee erweltung wie ich schon sagte, ihre Steuern nich‘ | 
richtig bezahlt. Es gehört auch vor allen Dingen dazu, 4 
daß die Regierungskommission auch hierin die not1lE® # 


Sorgfalt 


> 
In 








N 


Sorgfalt vermissen läßt,sonst hätte sie das Steuerabkon- 
men mit der Bergverwaltung,das am 1.April 1926 abgelaufen 
war, vorsorglich und rechtzeitig gekündigt. Jetzt ist 
dieses Steuerabkommen wieder für ein ganzes Jahr geschlos- 
sen und läuft erst am 3l.März 1927 ab. Es wird sicherlich 
En sein, wenn man nicht bis zum letzten Monat wartet, 
lleses Steuerabkommen nachzuprüfen,sondern daß man sich 
jetzt schon daran gibt. Man wird dann mit Sicherheit fest- 
Stellen können, daß die Grubenverwaltung lange nicht die 
Steuern bezahlt,die sie ihren Vermögensverhältnissen ent- 
sprechend zahlen müßte,und zu deren Zahlung sie nach dem 
Versailler ee wäre. 

Meine Herren! Das Problem,das uns am meisten 
heute beschäftigt ‚ist das BUIBERDEN Ben. Die Beplerung 
sucht sich damit eine Ausrede ‚daß Sie in ihrem Schreiben 
sagt,die Meinungen in der saarländischen Wirtschaft über 
die Stabilisierung der Währung seien sehr geteilt. Ich 
glaube ,man kann ruhig sagen,bei allen Einsichtigen ist 
sie nicht geteilt.Denn,meine Herren,es ist unvermeidlich, 
daß die Währung stabilisiert wird und je schneller,desto 
besser ist es. Wir haben ja in den Vor&ängen in Frank- 
reich ein Spiegelbild der Vorgänge ‚wie wir sie seinerzeit 
bei der Markinflation in Deutschland hatten. 

Es ist interessant,daß alle Zurufe und Appelle 
nach Frankreich hin, nicht verstanden worden sind, und 
der frühere deutsche Finanzminister Hilferding schreibt: 
Der französische Staat begeht zur Zeit alle die Fehler, 
die Deutschland begangen hat. 

Tatsächlich hat sich Frankreichs Industrie ge- 
Bergnbt ‚aus der Inflation herauszugehen und Frankreichs 

entner haben geglaubt ,70 bis 80 % ihres Vermögens zu 
verlieren, das sie im Effekt längst schon verloren haben. 
Man sieht hier die Flucht nach Devisen und den Ausverkauf 
wie in Deutschland. Das Beispiel sehen wir an dem Verlauf 
ger Pariser Messe. Wir können feststellen,daß_der Ausfuhr- 

erschuß durchaus nicht imstande ist,die Verluste,die 
durch die Frankeninflation entstehen,wieder einzuholen. 
Der Einfuhrüberschuß betrug 2,2 Millionen; in den ersten 
5 Monaten 1926 betrug er 2,1 Milliarden Das ergibt eine 
Differenz von 4 Milliarden,die nicht gras ch ist durch 
den Export-Überschuß und demnach Substanzverlust und Ver- 
armung zur Folge hat. In der letzten Zeit merkt man erst, 
daß Frankreich hellhörig wird,was sich bemerkbar macht 
an den Pan tigungen der Frenden udglm. Man darf also da- 
mit rechnen,daß auch dort die Erkenntnis gediehen ist und 
deß man sich einsetzt für die Stabilisierung des Franken. 
Was bedeutet das für das Saargebiet ? Wir haben aus der 

rkinflation gelemt und müssen uns auf die Folgen der 
Frankeninflation gefaßt machen,die noch größer werden wie 
sie bisjetzt sind z.B. die wachsende kmmanosjache Konkur- 
renz.Wenn man sich das letzte Amtsblatt der Re ei - 
kommission ansieht, so kann man feststellen,daß von 19 
veröffentlichten Bilanzen,10 mit Verlust schließen. Die 
anderen zeigen so wenig Verdienst an,daß von einem Vor- 


teil für die saarländische Volkswirtschaft nicht gesprohen 


werden kann. 
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Nir kommen an ejnsr Stabilisierung des Kranken nicht vor- 
bei und je schneller wir durch die Deschw misge hin- 
guren kommen, desto besser ist es für uns, „as ganze Niend 
der Defiation müssen wir zu vermeiden suchen, | 
Unser Appel! richtet sich an di Reg: erungs- 
komm!ssion. Er verbinde‘ 1.che no® 


ie zung des Franken bezw. 


wenaige Folge mit de 
der lorderung auf den Feichsmark,.üle unsere 
letzte Hettuang ist. die Be daß wir wieder in das 
deutsche Zollgebiet einbezogen. werden. Denn Anders ‚nüs- 
sen wir uns klar Sein, Kommen WILX nicht zur Ruhe. ir wer- 
den nicht eher zur Ruhe kommen. bis wir wie der eine S\A- 
bile Währung hier haben, Es 15% ; schmerz] .ch,dabei sagen 
zu müssen,daß wir allerdings auch dann noch nicht zur 
Ruhe kommen werden, Genn dann wird es erst notwendig sein 
für uns ‚neue Cbsatzguel} len für unsere Erzeugnisse nzeder 


aber al: unuusblei6l. 
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zu finden ‚nachden m. uns zum srößten Neil! Na En DICH 
Westen orientieren missen. Aber lieber dasm KauN penmen 


und die Teile der Betriebe aufrecht erhalten, die nach 
Deutschland arbeiten können ‚und in diesen Betrieben cie 
Angest eliten und Arbeiter me nschenwürdi 1 2 N, 
ie so. weiter wursteln, wie es etzt der Fall ist. Bine 
Zwischenlösung Ääurch ein Sear20, labkommen oder einen 
Hendelsvertrae bringt keine Lösuüg. Die Katasiropke wird 
dadurch bioB Aufgeschoben. 
Wir richten mt alien Nachdruck gen EIpeL 


- 


N 
are Hegierungskonnission, daß sie den Schaden, den sie 
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selbst verschuldet hat ‚dadurch, daß sie den Tranzösl- 
schen Franken zu Binfüh rung. gebracht hat wieder gu: _ 

v Y er. . in = Tr. 
macht und daß sie sicu auch mit Sller Bnergie veim YOi- 


kerbund dafür cinsetzt.da» wi In das deutsche 
biet en Die Hes Sierungskommi Ssion möge sich 
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z 2 Be: > Tr n T, wo, f wr a _ 
nicht hinter cen Verssilier Vertrag versen Euer. una 32 
en, das geht nicht,cer ver ‚sailler vertrag hal 085,11 


Saarzebies ı vorgeschrieben ‚ Meine Herren! ‚Es sind gegen | 
oen fersailler vers rag sehon soviele Dinge Een en, 


Ich wili zur daran er: Inocra,caß wir gegen den 
ler Veı trag das französische Milıser nier haben. ich 
brauche nur daran zu erinnem ‚daß dagegen der  muhrein- 
bruch mit se’nen sehr schweren Folgen vor sich gegangen 
„st, sodaß Ich rung glaube N Anspruch nehmen o CUT- 
fen, dab auch einmal etwas Guves Tür die »aa Ybevölkerung 
geschehen kann gegen den Versailler Vertrag. 


3 PuZ 


hrsitzender Scheuer: Das Nort hat der Herr Abg. Albert ! 
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zommission ab und Schiieße mich den Ausführungen, die die 
Vorvedner gemacht haben. an. 


bg. Albert (DWP): Auch ich lehne die Vorlagen der Negierungs- 
S 


pbrsitzender Scheuer: Wi: kommen Ir Abet: mmınz! Wird das Wort 
ce 


noch et Ks 185% 2 chi dem .Kall, 


Dis Zentrumsfraktion has ein Gutachter abgegeben 
Das Gutachten | 
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| " Die Zentrumsfraktion des landesrates lehnt die 
ihr paBS Sangenen Verordnungsentwürfe_betr. die Erhöhung 
der Umsatzsteuer, Erhöhung der Stempelsteuern und der in- 
direkten Steuern ab. 

Sie ist an Hand der ihr vorgelegten Haushaltzah- 
len nicht in der lage ‚festzustellen,ob diese Steuem für 
den Bedarf zur Deckung des Haushalts des »aargebietes 
unbedingt notwendig sind. Sie ist der Meinung, daß diese 
Steuern zum großen leile für das Saargebiet auch nicht. 
tragbar erscheinen. Sie fordert von der nr skommis- 
sion die Vorlage eines sorgfältig aufgestellten Ktats,ın- 
dem die tatsächlichen Einnähmen und Ausgaben aufgeführt 
sind. Femer fordert sie die Regierung nochmals dringend 
auf .für die Stabilisierung der agieren oh Währung Sor- 
ge zu tragen und falls diese nicht erreichbar ist, schritte 
zu tun, durch die das Saargebiet wieder eine stabile Wäh- 
rung erhält. Am besten geschieht das durch Niedereinfüh- 
rung der Reichsmark unter BaRSCHBeS FABnT Wiederangliede- 
rung an das deutsche Wirtschaftsgebiet. ER 

Die nach dem Versailler Vertrag noch im Wege stehen- 
den Findernisse möge die re mit Hilfe 
des Völkerbundes bald beseitigen. " 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abg. Hoffmann! 
Abe. Hoffmann (SP): Wir schließen uns grundsätzlich dem Mut- 


achten an. Jedoch haben wir einen Antrag a 
‚eine Ermäßigung der Mietstempelsteuer vorsieht, über des- 
sen Abstimmung wir bitten möchten. 


Vorsitzender Scheuer: Dieser Antrag lautet: 


" Im Artikel 4 des Vezordnungneniwurfge betr. 
Erhöhung der Stempelsteuem wird an die »telle 
von 120 Franken " 200 Franken " gesetzt. Folgen- 
der Zusatz wird ihm angefügt: 


Die Ziffer 2 erhält folgende Fassung: 

Mietverträge von Wohnungen in Kleinwohnungs- 
bauten im Sinne der Verordnung betr. Gewährung 
von steuerlichen Vergünstigungen an nicht bezu- 
schußte Kleinwohnungsbauten vom 27. Juni 1923. 


Das Wort hat der Herr Abg. Levacher ! 


Abg. Levacher 2: Die Zentrumsfraktion lehnt es ab, zu dem 


Antrag Stellung zu nehmen ist aber mit dem Inhalt des 
Antrages einverstanden. 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abg. Hoffmann! 


Abe. 


Hoffmann (SP): Ich w“chte darauf hinweisen, daß der Antrag 


seinerzeit vom Landesrat zur Debatte gestellt worden ist, 
Es handelt sich darum, daß die Freigrenze in der Miet- 
stempelsteuer erhöht wird entsprechend der Entwertung des 
JB40e 9. daß ebenso die ee pen en befreit werden,die 
ohne Zuschuß des Wohnungsbauverbandes errichtet worden 
sind. Die Neubauwohnungen, die durch Zuschuß des Nohnungs- 
bauverbandes errichtet worden sind, sind bereits frei. 

Es ist deshalb angängig, daß auch die anderen Kleinwoh- 
nungsbatten dieses Privileg erhalten. 


Vorsitzender 
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Vorsitzender Scheuer: Dann Liegt ein Antrag vor betr. 
REDE TBE des Verbotes Öffentlicher Umzüge ‚welcher 
autet: 


" Der Landesrat wolle beschließen: 
Die Regierungskommission wird ersucht, das 


Verbot betreffs öffentlicher Umzüge aufzuheben. 


Das Verbot wurde begründet durch die 
Zusammenstöße bei der Veranstaltung des Kreis- 
kriegerverband sfestes in Neunkirchen, 

Dieser Vorfall ist jedoch nicht ge- 
eignet, ein Verbot zu begründen, um alle 
anderen friedlichen Veranstaltungen zu ver- 


bieten. " 
Ein Widerspruch erhebt sich nicht. 
Das Wort hat der Herr Abg. Hoffmann! 


Abg. Hoffmann (SP): Ich gestatte mir, an den Herrn Staats- 
kommissars die Frage zu richten, was die Regierungs- 
kommiSsLon auf die Entschließung des Landesrates ın 
der S&eche Witzel gemacht hat. 


Staatskommissar Dr.Heim: Ich habe keinen Auftrag erhalten, 
eine Auskunft hierüber zu geben. 


Vorsitzender Seheuer: Meine Herren! Ich habe Ihnen dann 
' den Erlaß des Herrn Präsidenten der Regierungskommls- 
sion bekannt zu geben. Dieser lautet: 


ERLABS 


—— | u | 
—— u _— un [tn u — se — 


Nach Einsicht der Verordnung vom 24. März 1922 
über die BETLONTUNE des Landesrates, 

nach Einsicht der Geschäftsordnung für den 
Landesrat_vom 31.ÖOktober 1922, insbesondere des 
Artikels 1 

und nach Anhörung des Vorstandes bestimme ich 


folgendes: | 
Artikel 1 | 


Die am 23. Oktober 1925 eröffnete Sitzungs- 
eriode des landesrates,die sich auf das vierte 
jertel jahr 1925 und das erste ‚zweite und dritte 

Vierteljahr 1926 erstreckte, wird mit dem heutigen 
Tage geschlossen. 
Saarbrücken,den 26. Juli 1926. , 
Der Präsident der Regierungskommission: 


| gez. GC. W.Stephens. 
Ich schließe hiermit die Sitzung. 


Schluß der Sitzung 12 Uhr mittags ! 


-- 000 — 













Spyaag ayasıydmaBousgs waymıq4oas 17 


N POST 





, 2 . se Zi . vr 2 
“ 
+ 


> 
In 





